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1. Zusammenfassung der Expertise

1. Zusammenfassung der Expertise

Als eines der letzten bundesländer hat hessen im Frühjahr 2012 einen ersten Landessozialbe-
richt vorgelegt. Er soll einen Überblick über die Entwicklung gesellschaftlicher Problem- und 
bedarfslagen geben und damit dazu beitragen, dass die ziele und Programme der Landessozi-
alpolitik dem sich wandelnden gesellschaftlichen bedarf gerecht werden. 

Der bericht umfasst eine Vielzahl von Daten, aus denen sich allerdings soziale Problemlagen und 
sozialpolitische handlungsbedarfe nur schwer ableiten lassen. in der künftigen Fortschreibung 
sollten die vorliegenden Mängel und Defizite behoben werden. Vor allem sollte der bericht künf-
tig stärker handlungsorientiert gestaltet werden.   

Trotz seiner schwächen kann auch der vorliegende bericht als Grundlage für sozialpolitische 
Forderungen genutzt werden. Dabei muss man jedoch über den bericht hinausgehen und einen 
Prozess zur Erarbeitung eines sozialpolitischen handlungsprogramms auf Landesebene einlei-
ten. Ähnlich wie in nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sollte man eine serie von Fach-
konferenzen zum sozialbericht ansetzen. Diese sollten sich jeweils auf einzelne Lebenslagenbe-
reiche, auf einzelne bevölkerungsgruppen oder regionale Teilräume konzentrieren. 

Das erfordert in jedem Fall einen breiten beteiligungsprozess. Alle relevanten Akteursgruppen im 
Lande sollten einbezogen werden. Auf diesen Konferenzen sollten die berichtsergebnisse durch 
das Fachwissen der Landesakteure ergänzt werden und gemeinsame Forderungen und strategien 
für sozialpolitisches handeln auf Landes- und kommunaler Ebene formuliert werden.

Ansatzpunkte für politisches Handeln 

Bildung: Die bildungsausgaben des Landes liegen wie in den anderen bundesländern weit un-
ter dem zielwert von 10 Prozent des biP, auf den sich bund und Länder 2008 beim bildungsgipfel 
geeinigt haben. Die zielsetzung der Landesregierung, jedem Kind angemessene bildungschan-
cen zu garantieren, lässt sich so nicht einlösen. Auch der von der Landesregierung angekündig-
te sozialindex ist bisher nicht eingeführt worden, durch den eine verbesserte Ausstattung von 
schulen mit besonderem Förderbedarf möglich würde. Mit dem bildungs- und Erziehungsplan 
hat das Land zwar bildungspolitische Ansprüche formuliert, ohne allerdings sicherzustellen, 
dass die notwendigen Rahmenbedingungen für die lokalen bildungsträger gegeben sind. Ge-
rade im vorschulischen bereich hat sich das Land als unzuverlässiger Partner der Kommunen 
erwiesen, wodurch das Erreichen des zielwerts für die Versorgung der unter Dreijährigen bis 
Mitte 2013 gefährdet ist.

Wohnen: Das Land hessen hat seine neuen wohnungspolitischen Kompetenzen bisher we-
der zum Anlass genommen, entsprechende gesetzliche Regelungen zu schaffen, noch seine 
Wohnraumförderung auszubauen. Vielmehr verweist das Land auf die Kommunen, die jedoch 
mangels finanzieller Ressourcen nicht in der Lage sind, in den ballungsräumen die Wohnungs-
not wirksam zu bekämpfen. Das Land fördert zwar mit eigenen Programmen die nachhaltige 
stadtentwicklung. Die Kürzung der Landesmittel für das Programm „soziale stadt“ hat jedoch 
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die kommunalen Anstrengungen zur Überwindung der sozialräumlichen Konzentration sozia-
ler Problemlagen geschwächt. schließlich hat das Land bis heute darauf verzichtet, eine Woh-
nungsnotfallstatistik einzuführen. 

Gesundheit und Pflege: Angesichts der wachsenden gesundheitspolitischen herausforderun-
gen war der „Pakt zur sicherstellung der gesundheitlichen Versorgung für die Jahre 2012 - 2014“ 
ein wichtiger erster schritt, um die zusammenarbeit zwischen den gesundheitspolitischen Ak-
teuren zu verbessern und neue Formen regionaler medizinischer Versorgung zu entwickeln. Da-
bei können die kommunalen Gesundheitsdienste eine wichtige Rolle übernehmen. Dem wird 
der Gesetzentwurf der Landesregierung jedoch nicht gerecht. Auch die von der LiGA der Freien 
Wohlfahrtspflege geforderte Einrichtung einer Enquête-Kommission zur sicherstellung der be-
treuung und Pflege der hessischen bevölkerung ist bis heute nicht eingelöst worden. schließlich 
gilt auch das hessische betreuungs- und Pflegegesetz (hbPG) als wenig geeignet, seine steue-
rungsfunktion für den stationären Alten- und Pflegebereich zu erfüllen. zudem wäre eine ge-
meinsame Regelförderung eines solchen Ansatzes durch Land und Kommunen sehr viel eher 
notwendig und sinnvoll. 

Familie: Grundsätzlich sind Landesprogramme zu Überwindung von beeinträchtigungen der 
Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen aus benachteiligten Milieus zu begrüßen. Die 
für diese selbstverwaltungsaufgaben zuständigen Kommunen sind ohne eine solche unterstüt-
zung überfordert, den wachsenden hilfebedarf abzudecken. so ist die Förderung von Famili-
enzentren durch das Land hessen nach dem Vorbild anderer bundesländer positiv hervorzu-
heben, mit denen Familien und Kinder sozialraumbezogen gefördert und unterstützt werden. 
Allerdings ist das Fördervolumen für solche Modellmaßnahmen vergleichsweise bescheiden. 
Grundsätzlich wäre eine gemeinsame Regelförderung eines solchen Ansatzes durch Land und 
Kommunen sehr viel eher notwendig und sinnvoll. 

Senioren: Die Landesregierung fördert im Rahmen ihrer seniorenpolitischen initiative eine gro-
ße zahl von Modellprojekten, ohne dass daraus jedoch eine klare seniorenpolitische strategie 
zu erkennen ist. Vor allem fehlt es an einem regelhaften hilfesystem, das den veränderten An-
forderungen der kommenden Jahre gerecht wird und insbesondere sozialraumbezogene und 
aufsuchende hilfen umfasst. schließlich fehlt im bundesgebiet wie in hessen eine ausreichende 
zahl an Fachkräften für die Alten- und Pflegehilfe. hier rächt sich, dass in den letzten Jahren in 
hessen die Förderung der Altenpflegeschulen abgebaut wurde und es darüber hinaus versäumt 
wurde, Arbeitsbedingungen und Ansehen dieses berufs zu verbessern.
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2. Auftrag, Ziele und Vorgehensweise der Expertise

im Mai 2012 hat das hessische sozialministerium einen ersten sozialbericht für das bundesland 
hessen veröffentlicht. Auch wenn damit eine zentrale Leerstelle der hessischen sozialpolitik ge-
schlossen wurde, indem auch hessen nunmehr eine Landessozialberichterstattung in Angriff 
genommen hat, ist der vorliegende bericht auf breite Kritik gestoßen. Vor allem von seiten der 
Wohlfahrtsverbände ist der bericht kritisiert worden (vgl. LiGA 2012a). Als ein zentrales Defizit 
gilt die Tatsache, dass die sozialpolitische handlungsdimension im bericht weitgehend ausge-
blendet wurde.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband hessen hat daher die vorliegende Expertise in Auftrag ge-
geben. Darin werden in einem ersten Kapitel Aufbau und zentrale Mängel des vorliegenden 
Landessozialberichts zusammenfassend dargestellt. Darüber hinaus werden schlussfolgerun-
gen für die künftige berichtsfortschreibung formuliert.

in einem zweiten hauptkapitel werden zentrale Ergebnisse des berichts zu Ressourcen- und Le-
benslagen der bevölkerung insgesamt wie einzelner bevölkerungsgruppen in hessen zusam-
mengefasst. Darüber hinaus werden sozialpolitische handlungsmöglichkeiten auf Landes- und 
kommunaler Ebene herausgearbeitet. Dies konnte allerdings nicht zu allen Themenkapiteln des 
berichts geleistet werden, vielmehr musste eine Auswahl vorgenommen werden. Ausgewählt 
wurden die folgenden fünf bereiche:

•	 Unterversorgung	im	Bildungsbereich	/	Bildungsarmut
•	 Unterversorgung	im	Wohnungsbereich
•	 Unterversorgung	im	Gesundheits-	und	Pflegebereich
•	 Situation	von	Familien	mit	Kindern	/	Familien-	bzw.	Kinderarmut
•	 Situation	von	Senioren	/	Altersarmut

insgesamt werden also drei Lebenslagenbereiche und zwei zielgruppenlagen betrachtet, wobei 
die im bericht getrennt behandelten Gruppen „Familien“ einerseits und „Kinder und Jugendli-
che“ andererseits zu einer Gruppe zusammengefasst wurden. Der bereich der Ressourcenaus-
stattung (Kapitel Wohlstandslage und  -verteilung) wurde trotz seiner großen bedeutung für die 
Lebenslage nicht einbezogen, da für die materielle sicherung vorrangig die nationale Ebene 
zuständig ist.

Die Darstellung der genannten fünf Einzelbereiche folgt jeweils der gleichen Logik: 

 in einem ersten schritt werden zentrale Ergebnisse zur jeweiligen Lebenslagedimension dar-
gestellt und kommentiert.

 in einem zweiten schritt werden Ansatzpunkte für sozial- bzw. armutspolitisches handeln des 
Landes, der Kommunen sowie weiterer Ebenen und Akteure zu dieser Dimension skizziert.

 schließlich wird – ausgehend von den berichtsbefunden – auf bestehende handlungsdefizite 
und handlungsbedarfe der Landessozialpolitik zur jeweiligen Dimension hingewiesen.
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3. Kritische Würdigung des ersten Hessischen Landessozialberichts

3.1 Aufbau und Defizite des Hessischen Landessozialberichts

Der erste hessische Landessozialbericht weist keine klare Konzeption auf. Während der bericht 
ursprünglich vom hessischen sozialministerium (hsM) als ein Datenreport mit über 1000 Da-
tensätzen geplant war, ist dieses berichtskonzept aufgrund massiver bedenken des beirats im 
Laufe des bearbeitungszeitraums geändert worden. Der nunmehr vorliegende bericht soll einen 
Überblick über die „Lebensqualität“ in hessen geben. Allerdings bleibt das für die Lebensqualität 
maßgebliche subjektive Erleben und Verarbeiten der Lebenssituation weitgehend ausgeblen-
det. stattdessen steht die Darstellung von objektiven Lebenslagen in hessen im Vordergrund, 
ergänzt um die Darstellung der situation ausgewählter bevölkerungsgruppen. 

Der bericht gliedert sich in 14 Themenkapitel, die drei hauptabschnitten zugeordnet sind: 
 teil i:  Sozioökonomische Rahmenbedingungen 
  (Kap. 1 Demografie; Kap. 2 bildung; Kap. 3 Gesellschaftliche Partizipation; 
  Kap. 4 sicherheit; Kap. 5 Erwerbsbeteiligung)
 teil ii:  Wohlstandsdimensionen 
  (Kap. 6 Wohlstandslage und -verteilung; Kap. 7 Wohnen; Kap. 8 Gesundheit und 
  Langzeitpflege)
 teil iii:  Lebenslage ausgewählter sozialer Gruppen 
  (Kap. 9 Familie; Kap. 10 Kinder und Jugendliche; Kap. 11 Ältere; Kap. 12 
  Geschlechtsspezifische Risikoaspekte; Kap.13 Menschen mit behinderungen; 
  Kap. 14 Menschen mit Migrationshintergrund)

Jedes Themenkapitel umfasst neben einer empirischen situationsanalyse eine politische Einlei-
tung des hessischen sozialministeriums. Die situationsanalysen sind von einer Forschergruppe 
im Auftrag des Ministeriums erarbeitet wurden. zu dieser struktur ist folgendes anzumerken:

Dem bericht fehlt eine einheitliche theoretische Grundlage, wie sie der Armuts- und Reichtums-
berichterstattung auf bundesebene und in den meisten bundesländern zugrunde liegt. Die 
Analyse der Verteilung von Teilhabe- und Verwirklichungschancen sollte eine Kombination von 
Ressourcen- und Lebenslagen zugrunde legen. Die Gesamtgliederung des berichts ist dagegen 
wenig systematisch; die Kapitel zu Erwerbsbeteiligung, bildung und Partizipation gehören als 
Dimensionen der Lebenslage in den zweiten hauptabschnitt. Dagegen fehlen in hauptabschnitt 
i Kapitel zur wirtschaftlichen Lage und zu den öffentlichen haushalten bzw. zu öffentlicher Ar-
mut. Weiterhin fehlen Kapitel zur regionalen Verteilung von Armut und Reichtum sowie zur 
regionalen und lokalen Kumulation von unterversorgungslagen. Die Darstellung der Ressour-
cen- und Lebenslagen wie auch der situation einzelner bevölkerungsgruppen leidet darunter, 
dass zwar Ergebnisse einzelner statistiken referiert werden, daraus aber kein bild der gesamten 
Lebenslage abgeleitet wird. Dies ist auch ein Ergebnis der Tatsache, dass in hessen keine lebens-
lageorientierte Erhebung auf Landesebene verfügbar ist, die informationen zur Kumulation von 
unterversorgungslagen liefert. Darüber hinaus sind dem bericht weder Aussagen zu ursachen 
noch zu den Auswirkungen von Problem- und bedarfslagen zu entnehmen.
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Ein weiterer Mangel liegt in der weitgehenden Ausblendung einer politischen handlungsorien-
tierung des berichts. zwar gibt es eine kurze politische Einleitung des hessischen sozialministe-
riums zum bericht und politische Einleitungen zu den einzelnen Themenkapiteln. Diese gehen 
jedoch auf die befunde der anschließenden situations- und Problemanalysen nicht ein, sondern 
listen stattdessen in wenig systematischer Weise politische Programme der Landesregierung 
auf, ohne jedoch darauf einzugehen, inwieweit diese die diagnostizierten Problemstellungen 
angemessen aufgreifen und geeignete Lösungen bieten. umgekehrt blenden die von der For-
schergruppe erarbeiten situationsanalysen – entsprechend den Vorgaben des hessischen so-
zialministeriums – die sozial-/Armutspolitik völlig aus und geben keine hinweise zu sozialpoli-
tischen schlussfolgerungen und möglichen handlungsoptionen auf Landes- und kommunaler 
Ebene.

Methodisch sind die situationsanalysen fast ausschließlich auf Daten der amtlichen statistik     
fokussiert, wobei hinweise zur Aussagekraft und zu den Mängeln und Leerstellen spärlich blei-
ben. Viele der präsentierten statistischen befunde sind sozialpolitisch ohne Relevanz, während 
Antworten zu wichtigen Fragen völlig ausgespart bleiben. Dies gilt insbesondere für das bil-
dungskapitel: Wichtig ist nicht so sehr, wie sich die schüler auf die verschiedenen schulformen 
und Abschlüsse verteilen, sondern in welchem Maße diese Verteilung zugleich Ausdruck einer 
sozialen selektion oder Durchlässigkeit ist. Die dafür erforderlichen Daten zur sozialen herkunft 
der schüler fehlen jedoch, da sich das deutsche und damit auch das hessische schulsystem    
traditionell zu wenig für die herkunft seiner schülerinnen und schüler interessiert und solche 
Daten nicht erhebt. notwendig wären dafür zusätzliche Erhebungen und Daten, die es jedoch 
in hessen in der Regel (noch) nicht gibt oder die man nicht genutzt hat. Wegen des Fehlens 
entsprechender amtlicher Daten hat man auf ganze Problembereiche und Problemgruppen wie      
z. b. „Menschen in extremer Armut“ (z. b. Wohnungslose, Dogenabhängige) völlig verzichtet.

bezeichnend für den bericht ist weiterhin, dass das sozialministerium die Kompetenzen und Res-
sourcen weiterer Akteursgruppen im Lande nicht genutzt hat und informationen der Gewerkschaf-
ten zur Lage der beschäftigten und Arbeitslosen oder der Wohlfahrtsverbände und betroffenen-
organisationen zur Lage weiterer Gruppen nicht einbezogen hat, wie das andere bundesländer in 
ihren berichten regelmäßig getan haben (z. b. nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz). Diese Ver-
bände waren zwar im beirat vertreten, konnten jedoch nicht zum bericht beitragen.

zwar ist positiv hervorzuheben, dass zur Landessozialberichterstattung ein beirat berufen wor-
den ist. Dieser beirat ist jedoch an der berichtsplanung und berichtserstellung kaum beteiligt 
worden, was sich in wiederholten beschwerden von beiratsmitgliedern und dem Rücktritt eines 
beiratsmitglieds (Prof. Richard hauser) niedergeschlagen hat.

insgesamt bietet der bericht zwar eine große zahl von Einzelinformationen, ohne jedoch ein 
übersichtliches und verständliches Gesamtbild der Entwicklung von Ressourcen- und Lebens-
lagen in hessen zu bieten. Auch die Darstellung der Lage ausgewählter bevölkerungsgruppen 
weist viele Leerstellen auf. Weder wird der sozialpolitische handlungsbedarf erkennbar, noch 
werden die stärken und schwächen der Armuts- und sozialpolitik auf Landes- und örtlicher Ebe-
ne herausgearbeitet. 
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3.2 Forderungen zur Berichtsfortschreibung

Aus den genannten Kritikpunkten ergibt sich der folgende Weiterentwicklungsbedarf für die 
künftige Fortschreibung der Landessozialberichterstattung in hessen:

um den langen zeitlichen Abstand bis zum nächsten Landessozialbericht zu überbrücken, sollte 
möglichst umgehend ein sozialmonitoring auf Landesebene eingeführt werden. Dazu sollte in 
Abstimmung mit dem beirat ein Katalog von indikatoren festgelegt werden, zu dem jährlich 
landesweite wie auch regionale Daten erhoben und ausgewiesen werden sollten. Diese Daten 
sollten auch den Kommunen als Datengrundlage für ihre kommunale berichterstattung zur Ver-
fügung gestellt werden.

Die künftigen berichte, die in jeder Legislaturperiode vorgelegt werden sollten, sollten – wie 
der vorliegende bericht – von einer Forschergruppe im Auftrag der Landesregierung erarbeitet 
werden. Dabei sollte jeweils zu beginn der Legislaturperiode vom sozialministerium in Abstim-
mung mit dem beirat das Rahmenkonzept festgelegt und ein entsprechender Auftrag vergeben 
werden. Der Prozess der berichtserstellung sollte vom Ministerium und dem beirat begleitet und 
gesteuert werden. 

Dem bericht sollte ein kombiniertes Ressourcen- und Lebenslagenkonzept zugrunde liegen, zu 
dem die Daten regelmäßig fortgeschrieben und ggf. durch weitere Daten ergänzt werden soll-
ten. Dabei ist zu prüfen, welche weiteren Erhebungen für eine aussagekräftige berichterstattung 
zu den einzelnen Ressourcen- und Lebensbereichen notwendig sind.

Jeder bericht sollte weiterhin vertiefende Analysen zur Lage ausgewählter bevölkerungsgrup-
pen in wechselndem Turnus enthalten. Dabei sollten spezielle Erhebungen zu ursachen, Er-
scheinungsformen und Folgen von Armut und unterversorgung durchgeführt werden. hier 
sind auch Gruppen einzubeziehen, für die keine amtlichen Daten verfügbar sind. 

Generell sollte eine stellungnahme des hessischen sozialministeriums dem bericht vorange-
stellt werden. zugleich sollte der untersuchungsauftrag an die beauftragte Forschergruppe auf 
die untersuchung der Landesarmutspolitik erweitert werden. Jedes Kapitel sollte somit neben 
einem unterkapitel zur Lage im jeweiligen Ressourcen-/Lebenslagenbereich (situationsanaly-
sen) auch ein weiteres unterkapitel zur Prävention/Überwindung von unterversorgung im je-
weiligen Ressourcen-/Lebensbereich enthalten  (Politikanalysen). Gleiches gilt für die jeweiligen 
zielgruppenbezogenen Kapitel. 

Die Politikanalysen sollten jeweils enthalten: Eine Übersicht zu den grundsätzlichen Ansatz-
punkten für politisches handeln und die Verteilung von zuständigkeiten im politischen Mehre-
benen-system. Weiterhin sollte die praktizierte Politik der letzten Jahre untersucht und bewertet 
werden. schließlich sollten alternative handlungsoptionen (und die dafür zuständigen Akteure) 
zur Überwindung der festgestellten unterversorgungslagen skizziert werden. insgesamt sollten 
sowohl der jeweilige handlungsbedarf wie auch die dazu geeigneten handlungsmöglichkeiten 
erkennbar werden.
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4. Armuts- und Sozialpolitik im föderalen System der Bundesrepublik

Das hessische sozialministerium hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich beim ers-
ten hessischen Landessozialbericht nicht um einen Armutsbericht handeln solle, sondern der 
bericht solle „über die bisherigen Armuts- und Reichtumsberichte hinausgehen“ und über die 
Entwicklung und Verteilung der Lebensbedingungen im Lande umfassend informieren. Den-
noch stehen bei einer Landessozialberichterstattung vor allem solche Ressourcen und Lebens-
lagen im Vordergrund, durch die gesellschaft-liche Teilhabe- und Verwirklichungschancen ein-
geschränkt oder gar ausgeschlossen sind. 

Ausgehend vom sozialstaatlichen Auftrag des Grundgesetzes ist die bekämpfung von Armut in 
Deutschland im sinne des Ausschlusses von Teilhabe- und Verwirklichungschancen grundsätz-
lich eine gesamtstaatliche Aufgabe, die die gesamte bevölkerung im gesamten bundesgebiet 
umfasst. Aus der besonderen natur des Armutsproblems wie ferner aus den besonderheiten des 
deutschen staatsaufbaus resultieren zwei Problemstellungen, die die Entwicklung und umset-
zung einer angemessenen strategie gegen Armut erschweren:

Ein zentrales Merkmal des Armutsproblems liegt darin, dass es sich in der Regel um komplexe 
Problem-  lagen handelt, bei der monetäre und nichtmonetäre, materielle und immaterielle As-
pekte ineinander greifen. Auch wenn die Ressourcenarmut – also vor allem die Einkommens- 
und Vermögensarmut – nach wie vor in der modernen Wirtschaftsgesellschaft den harten Kern 
des Armutsproblems bildet, spielen ebenso unterversorgungslagen in einzelnen oder mehre-
ren Lebensbereichen eine wichtige Rolle, durch die die Teilhabe- und Verwirklichungschancen 
der betroffenen bürger mehr oder weniger stark eingeschränkt werden. Aus den genannten 
komplexen Problemlagen resultiert die notwendigkeit, die bekämpfung der Armut nicht allein 
einem einzigen sozialpolitischen handlungsfeld zuzuweisen, sondern diese Aufgabe als Quer-
schnittsaufgabe zu verstehen, an deren Erfüllung eine Vielzahl bzw. die Gesamtheit von sozial-
politischen handlungsfeldern (im weiteren sinne) zu beteiligen ist. 

Eine zweite Problemstellung resultiert aus dem föderalen Aufbau des politischen systems 
Deutschlands. Das föderale system beinhaltet eine komplexe zuständigkeitsverteilung, was die 
Entscheidung, Ausführung und Finanzierung der armuts- und sozialpolitischen Aufgaben be-
trifft. Diese Kompetenzverteilung ist nicht für alle politischen Aufgaben und handlungsfelder in 
einheitlicher Weise geregelt, sondern sie variiert in den verschiedenen sozial- und armutspoliti-
schen handlungsfeldern. Das bedeutet, dass in den einzelnen handlungsfeldern die verschiede-
nen Ebenen und Akteure in sehr unterschiedlicher Weise rechtlich, politisch, administrativ und 
finanziell beteiligt sind. Dabei sind nicht nur die staatlichen Akteure zu betrachten, vielmehr 
sind ebenso auch die sozialpartner wie die Akteure der zivilgesellschaft einzubeziehen.
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Welche Rolle kommt den Ländern im Gesamtsystem der Verteilung sozialpolitischer Aufgaben 
zu? 

•	 Der	Bund	hat	vor	allem	die	Zuständigkeit	für	die	Gesetzgebung	auch	im	Bereich	der	Sozialpo-
litik, wobei Gesetze wie das Kinder- und Jugendhilfegesetz oder das sozialhilfegesetz zustim-
mungspflichtig sind, d. h. der zustimmung des bundesrats als Länderkammer bedürfen, da sie 
Angelegenheiten der Länder und Gemeinden regeln. 

•	 Umgekehrt	haben	die	Kommunen	kaum	eigene	Regelungskompetenzen	 (allein	bei	 freiwil-
ligen selbstverwaltungsaufgaben, während sie bei gesetzlichen selbstverwaltungsaufgaben 
an die bundesgesetzlichen Regelungen gebunden sind). Daneben liegt die hauptlast der Aus-
führung der sozialpolitischen Aufgaben bei den Kommunen, soweit sie nicht – wie in den ver-
schiedenen bereichen des sozialver-sicherungssystems – speziellen Trägern übertragen sind.  

•	 Die	 Bundesländer	 haben	 eigene	 sozialpolitische	 Gesetzgebungskompetenzen	 lediglich	 im	
bereich der bildungspolitik (als Teil der sozialpolitik im weiteren sinne) und – seit der letz-
ten Föderalismusreform – im bereich der Wohnungspolitik. in den weiteren sozialpolitischen 
handlungsfeldern haben die bundesländer im nationalen sozialstaat eine Art „scharnierfunk-
tion“ inne (huster 1989), indem sie eine  Verknüpfung zwischen der zentralen sozialpolitischen 
Gesetzgebung des bundes und den konkreten sozialen Lebenslagen der Menschen in den 
Kommunen zu leisten haben. Einerseits sind sie an Teilen der bundesgesetzgebung beteiligt 
und sind für die umsetzung der bundesgesetze zuständig. Andererseits definieren sie den 
rechtlichen und finanziellen Rahmen für das handeln der Kommunen und begleiten deren 
Aktivitäten auf freiwilliger basis mit eigenen Programmen. Diese scharnierfunktion wird ange-
sichts einer schleichenden Verlagerung sozialpolitischer Aufgaben von der nationalen auf die 
regionale Ebene immer wichtiger.

Von besonderer bedeutung ist im Falle des Landes hessen die Regelung des Art. 137 der hes-
sischen Landesverfassung, wonach gemäß Abs. 3 den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
das Recht der selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten vom Land gewährleistet wird. zugleich 
hat gemäß Abs. 5 das Land den Gemeinden und Gemeindeverbänden die zur Durchführung 
ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderlichen Geldmittel (im Wege des Lasten- 
und Finanzausgleichs) zu sichern und ihnen für ihre freiwillige öffentliche Tätigkeit in eigener 
Verantwortung zu verwaltende Einnahmequellen zur Verfügung zu stellen. bis heute ist diese 
landesverfassungsrechtliche Vorgabe nur sehr eingeschränkt eingelöst, und auch die geplante 
neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs in hessen widerspricht diesen rechtlichen Vor-
gaben. 
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Übersicht : Sozialpolitische Hauptzuständigkeiten im föderalen Gesamtsystem
 (beispielhafte Darstellung)

Ressourcen- und Lebenslagen- bund  Länder Kommunen
dimensionen  (einschl. sozialver- 
  sicherung

Einkommens- und Vermögenslage x  (x)

Lebenslage bildung  x (x)

Lebenslage Arbeit x (x)

Lebenslage Wohnen  x (x) 

Lebenslage Gesundheit und Pflege x  (x)

Teilhabe am sozialen, kulturellen  (x) x 
und politischen Leben 

Die Europäische Kommission hat in ihrer Kommentierung der deutschen Armutspolitik im letz-
ten Jahrzehnt wiederholt darauf hingewiesen, dass in Deutschland eine integrierte strategie der 
Armutsbekämpfung fehlt, die alle Ebenen und Akteure in angemessener Weise einbezieht. cha-
rakteristisch ist stattdessen die haltung, sich jeweils wechselseitig die Verantwortung für Män-
gel und Versäumnisse zuzuweisen. insofern scheint gerade in der Armutspolitik das politische 
Mehrebenen-system dazu genutzt zu werden, sich jeweils auf Kosten der übrigen Ebenen und 
Akteure zu entlasten. Es ist daher kaum verwunderlich, dass gerade im letzten Jahrzehnt, in dem 
über Armut mehr denn je öffentlich gestritten und politisches handeln eingefordert wurde, die 
Armut rascher denn je angestiegen ist.

innerhalb der nachfolgenden Ausführungen soll daher der Frage nachgegangen werden, wel-
che Ansatzpunkte für die bekämpfung von Armut existieren und wer welche zuständigkeit zur 
Vermeidung bzw. Überwindung von Armut hat. Dazu sollen ausgewählte Dimensionen der Ar-
mut aus dem hessischen Landessozialbericht betrachtet werden. unberücksichtigt bleibt die 
Ressourcenarmut, die zwar bei der berichterstattung auf der bundesebene eine zentrale Rolle 
spielt, hier die Länder und die Kommunen allerdings nur wenig Gestaltungsmöglichkeit haben. 
Auf der regionalen Ebene der Länder und Gemeinden spielt vielmehr die Lebenslage Armut 
eine zentrale Rolle, da die Gestaltung der konkreten Lebensbedingungen vor ort primär in der 
zuständigkeit der Länder und Gemeinden liegt. Auch hierbei sind Regelungen und Leistungen 
des bundes von großer bedeutung, jedoch nicht in der Ausschließlichkeit, wie das für den Res-
sourcenbereich gilt.

im Folgenden sollen also ausgewählte Lebenslagenbereiche und die Lage ausgewählter bevöl-
kerungsgruppen betrachtet werden. in diesem zusammenhang liefert die vorangestellte Über-
sicht einen ersten Überblick über die handlungsfelder und zuständigkeiten in der deutschen 
sozial- bzw. Armutspolitik. Diese beispielhafte Darstellung kann die zusammenhänge selbstver-
ständlich nur in vereinfachter Form widergeben, wie die folgenden Ausführungen zeigen wer-
den, da jedes handlungsfeld selbst wiederum eine Vielzahl von instrumenten und Maßnahmen 
umfasst, die wiederum in unterschiedlichen zuständigkeiten liegen können. 
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Eine zielgruppenbezogene Übersicht ist noch schwieriger zu erstellen, da die Lebenslage von 
Gruppen wie Familien mit Kindern, Menschen mit Migrationshintergrund, Älteren, Menschen 
mit behinderungen etc. sich jeweils aus einer Kombination der genannten Ressourcen- und Le-
benslagendimensionen ergibt. so ist die soziale Lage älterer Menschen – abgesehen von ihrer 
haushaltsstruktur – sowohl durch ihre Ausstattung mit Einkommen und Vermögen, wie auch 
durch ihre Lage am Arbeitsmarkt, im bildungsbereich, im Wohnungsbereich, im Gesundheits-
bereich sowie im bereich der sozialen Teilhabe gekennzeichnet. ihre Lebenssituation wird also 
durch das zusammenwirken der verschiedenen sozialpolitischen handlungsfelder ebenso wie 
durch die dafür zuständigen Ebenen und Akteure bestimmt. Dabei variieren diese zuständigkei-
ten von handlungsfeld zu handlungsfeld. schon daraus wird erkennbar, dass eine zielgruppen-
bezogene Koordinierung der handlungsfelder und Politikbereiche ein enges zusammenwirken 
der verschiedenen Ebenen und Akteure erfordert. Dabei kommt der Landesebene – unabhängig 
von sonstigen eigenen zuständigkeiten und Aufgaben – eine wichtige steuerungs- und Koordi-
nierungsfunktion zu. Auf der lokalen Ebene liegt diese steuerungs- und Koordinierungsaufgabe 
in der zuständigkeit der Kommunen, d. h. vor allem der kreisfreien städte und Landkreise.

5. Ansatzpunkte für politisches Handeln zu Ressourcen- und 
 Lebenslagenarmut 

5.1 Unterversorgung im Bildungsbereich / Bildungsarmut

5.1.1 Ergebnisse des Landessozialberichts

Der Landessozialbericht beschränkt sich in seiner Problemdiagnose weitgehend darauf, Ergebnisse 
der amtlichen bildungsstatistik sowie des Mikrozensus wiederzugeben. Das Problem der bildungs- 
und hier insbesondere der schulstatistik liegt jedoch darin, dass kaum Daten zur sozialen Lage der 
schülerinnen und schüler erhoben werden. zugespitzt formuliert, hat die bildungspolitik – und hier 
insbesondere die schulpolitik – in Deutschland den sozialen hintergrund ihrer schülerinnen und 
schüler bis heute ignoriert. nur so sind auch die wütenden Reaktionen der deutschen bildungs-/Kul-
tusministerinnen auf die bildungsstudien der oEcD zu verstehen, durch die regelmäßig offen gelegt 
wird, dass Deutschland wie kein anderes Land ein extrem sozial selektives bildungssystem aufweist. 

Auch in hessen liegen solche Daten bisher nicht vor. Ankündigungen der derzeitigen Regierungsko-
alition, nach dem Vorbild anderer bundesländer wie hamburg und nordrhein-Westfalen einen so-
zialindex auf Gemeinde- oder schulbezirksebene zu erstellen, sind nicht zu Ende geführt worden, 
vermutlich da die Ängste vor den pädagogischen und politischen Folgen dieser befunde bis heute 
überwiegen. Könnte doch die öffentliche Diskussion eine umschichtung von Mitteln zugunsten von 
Gemeinden und schulbezirken erzwingen, in denen überdurchschnittlich viele Kinder mit einem 
besonderen Förderbedarf zur schule gehen, was zu Lasten der Ausstattung der schulen in bezirken 
führen würde, in denen das Wählerpotential der derzeitigen Regierungskoalition zu hause ist. 
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Dennoch sollen im Folgenden einige empirische befunde der situationsanalyse des Landessozial-
berichts zusammengefasst werden:

•	 Die	Teilnehmerzahlen	im	Bildungssystem	sind	nach	Angaben	des	Berichts	derzeit	vor	allem	vom	
demografischen Wandel bestimmt. Während die schüler/innenzahlen im bereich der Grundschu-
len sowie haupt- und Realschulen in den kommenden Jahren rückläufig sein werden, sind die 
Auswirkungen auf die weiterführende bildung noch nicht genau absehbar. Dies hängt nicht zu-
letzt auch davon ab, ob bzw. wie viele schülerinnen und schüler durch geeignete Förderung die 
chance erhalten, auch an höherer bildung zu partizipieren. Darauf geht der bericht jedoch leider 
nicht ein. 

•	 Der	 Anteil	 der	 Bevölkerung,	 der	 über	 keinen	 Bildungsabschluss	 verfügt,	 geht	 langsam	 zurück.	
Dennoch liegt er bei der bevölkerung im erwerbsfähigen Alter immer noch bei 27,5%. Etwa die 
hälfte verfügt über eine abgeschlossene berufsausbildung, rund 10% über einen akademischen 
Abschluss. Rund 22% besuchen Weiterbildungsmaßnahmen, allerdings liegt die beteiligung bei 
Geringqualifizierten am niedrigsten.

•	 Der	Anteil	der	Bildungsausgaben	am	Bruttoinlandsprodukt	 lag	 in	Hessen	 in	2011	bei	3,6%	und	
war damit bundesweit am höchsten, aber damit dennoch weit unter dem bundesweiten zielwert 
von 10%, auf den sich bund und Länder auf dem bildungsgipfel von 2008 geeinigt hatten. Weder 
im bund noch in hessen ist diesen vollmundigen Ankündigungen ein entsprechendes politisches 
handeln gefolgt. nach wie vor ist das bildungssystem in Deutschland wie in hessen durch eine 
chronische unterfinanzierung gekennzeichnet (Klemm 2009; Autorengruppe bildungsberichter-
stattung 2012).

5.1.2 Politische Ansatzpunkte und Zuständigkeiten

Vereinfacht lassen sich im deutschen bildungssystem fünf bildungsbereiche unterscheiden: vor-
schulische bildung, allgemeinbildende schulbildung, berufliche bildung, hochschulbildung so-
wie Erwachsenenbildung (einschließlich der Fort- und Weiterbildung):

Vorschulischer Bereich 
Gemäß dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (sGb Viii) ist es die Aufgabe der kreisfreien städte 
und Landkreise, die in ihrem Gebiet lebenden Kinder mit Kinderbetreuungs- und Fördereinrich-
tungen zu versorgen. Während der bund für die rechtliche Regelung dieses sozialgesetzes zu-
ständig ist, tragen die Kommunen als örtliche Jugendhilfeträger die rechtliche und politische 
Verantwortung, diese gesetzlichen Aufgaben als selbstverwaltungsaufgabe umzusetzen und 
diese Leistungen zu finanzieren. Die Kommunen als Gewährleistungsträger haben eine Pla-
nungs- und steuerungsfunktion, während die eigentliche Leistungserbringung gemäß dem 
subsidiaritätsprinzip überwiegend durch kirchliche, frei-gemeinnützige und gewerbliche Trä-
ger stattfindet. 

Weiterhin haben sich mit der Rahmenvereinbarung von bund, Ländern und Gemeinden, nach 
der die Kinderbetreuung für die unter dreijährigen Kinder bis Mitte 2013 ausgebaut werden soll, 
bund und Länder verpflichtet, sich an diesem Ausbau finanziell zu beteiligen, da die Kommunen 
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dazu alleine nicht in der Lage sind. Die Länder haben in Landesgesetzen bauliche und fachliche 
standards für die Kinderbetreuungseinrichtungen festgelegt und fördern die Kommunen bei 
der Erfüllung der genannten Aufgabe. so hat das Land hessen mit dem hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch von 2006 (als Ausführungsgesetz zum sGb Viii) sowie der Verordnung 
über Mindestvoraussetzungen für Tageseinrichtungen für Kinder von 2008 Mindeststandards 
für die Kindertagesbetreuung festgeschrieben. 

Allgemeinbildende Schulen
Die ausschließliche zuständigkeit für die Regulierung, umsetzung und Finanzierung des allge-
meinbildenden schulwesens liegt traditionell bei den bundesländern. Die Kommunen sind le-
diglich für den bau und den unterhalt der schulen zuständig. in fachlicher hinsicht arbeiten die 
Kommunen als Jugendhilfeträger mit den schulen zusammen, um geeignete Förderstrukturen 
im schulischen und außerschulischen Rahmen zu entwickeln. Mit dem hessischen Erziehungs- 
und bildungsplan sind sie auch an der Planung und Abstimmung des bildungsangebots auf ört-
licher Ebene beteiligt. Die außerschulische Jugendbildung von öffentlichen und freien bildungs-
trägern wird gemäß dem Landesjugendbildungsgesetz vom Land hessen gefördert. Daneben 
wird sie von den Kommunen auf basis des Kinder- und Jugenhilfegesetzes erbracht.

Berufliche Bildung
Die zuständigkeit für die gesetzliche Regelung der beruflichen bildung im bereich der dualen 
Ausbildung liegt beim bund (berufsbildungsgesetz von 2005, zuletzt geändert in 2007), dabei 
sind jedoch die Länder für die berufsbildenden schulen verantwortlich. Auch die berufliche Aus-
bildung in ausschließlich schulischer Form (z. b. Erziehungs- und Gesundheitsberufe) liegt im 
Kompetenzbereich der Länder. Die berufsvorbereitung und berufsausbildung werden darüber 
hinaus von der bundesagentur für Arbeit im Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes (sGb iii) so-
wie von den Jobcentern im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (sGb ii) gefördert. 
Ergänzende Förderprogramme werden von bund und Ländern auf basis eigener Mittel, wie vor 
allem aus Mitteln aus dem Europäischen sozialfond (EsF), bereitgestellt. 

Hochschulbildung
Ähnlich wie die schulische bildung liegt auch der bereich der hochschulbildung in der alleinigen 
zuständigkeit der Länder, was die gesetzliche Regelung, umsetzung und Finanzierung betrifft. 

Erwachsenenbildung
Der bereich der Erwachsenenbildung liegt in der zuständigkeit der Kommunen, die Volkshoch-
schulen und ähnliche Einrichtungen als bildungsträger unterhalten. Maßnahmen zur berufli-
chen Fort- und Weiterbildung werden von öffentlichen und privaten Trägern angeboten und 
von den Arbeitsagenturen und den Jobcentern auf Grundlage des sGb iii und ii gefördert.
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5.1.3 Politischer Handlungsbedarf im Bildungsbereich

Wie in den übrigen Kapiteln fehlen auch im bildungskapitel des Landessozialberichts eine Dar-
stellung der Aufgaben und zuständigkeiten für Landes- und kommunalpolitisches handeln im 
bildungsbereich, eine Analyse der praktizierten Politik der letzten Jahren – einschließlich be-
richte zur Evaluation ausgewählter Maßnahmen und instrumente – sowie die Darstellung und 
Diskussion möglicher handlungsoptionen. Dieses kann im Rahmen der vorliegenden Expertise 
nicht in systematischer und umfassender Weise nachgeholt werden. Dies wäre eindeutig Aufga-
be des nächsten Landessozialberichts. 

Während die situationsanalysen die bildungspolitik ausklammern – mit Ausnahme der Aussa-
gen zu den bildungsausgaben – enthält die vierseitige politische Einleitung keine systematische 
Darstellung der bildungspolitik des Landes, sondern beschränkt sich auf Anmerkungen zu eini-
gen ausgewählten Themen.

so hebt das hessische sozialministerium hervor, dass das Land den höchsten stand der bil-
dungsausgaben aufweist (hsM 2012: 77). Diese Aussage wird allerdings nicht ergänzt durch den 
hinweis, dass die schüler/innenzahlen trotz eines leichten Rückgangs immer noch sehr hoch 
sind und keineswegs gewährleistet ist, dass die Rekordausgaben tatsächlich ausreichen, ein an-
gemessenes bildungsangebot für alle bildungswilligen sicherzustellen. 

Auch der hinweis, dass die hessischen schulen über eine Lehrerzuweisung von 100,25% verfü-
gen („beste Rekordversorgung aller zeiten“ hsM 2012: 77), sagt zugleich aus, dass Lehrerausfälle 
nicht kompensiert werden können und unterrichtsausfälle als Regelsituation vorprogrammiert 
sind. Erst bei Vorliegen eines größeren Versorgungsüberhangs ist es möglich, unvorhergesehe-
ne Ausfälle zu kompensieren und eine tatsächliche unterrichtsversorgung zu garantieren. 

zwar hat sich nach Angaben des sozialministeriums das Ganztagsangebot seit dem schuljahr 
2001/2002 verfünffacht, so dass mittlerweile an der hälfte aller öffentlichen schulen der Primar-
stufe und sekundarstufe i sowie an Förderschulen „eine ganztägig arbeitende schule“ angebo-
ten wird. nichts wird dazu gesagt, dass das hessische Modell einer Ganztagsschule sowohl im 
hinblick auf die betreuungs- als auch auf die Förderqualität in der Fachdiskussion als äußerst un-
zureichend bewertet wird. hierfür stehen weder angemessene pädagogische Konzepte, noch 
die notwendige räumliche und personelle Ausstattung zur Verfügung. Während sich das Land 
mit nichtssagenden quantitativen Erfolgszielen brüstet, ist die Verantwortung für die konkrete 
umsetzung an die schulen delegiert. Dazu sind jedoch keinerlei Aussagen im bericht zu finden. 

Das hsM weist auf das neue schulgesetz hin, das in hessen im August 2011 in Kraft getreten ist 
und den schulen ein hohes Maß an Freiheiten bzw. Gestaltungsspielräumen in bezug auf un-
terrichtsplanung, Klassenbildung, budgetnutzung etc. einräumt. Allerdings sind bei der umset-
zung der neuen steuerung im hessischen schulsystem weder den Kommunen noch den einzel-
nen schulen echte Entscheidungsoptionen eröffnet worden. Vielmehr müssen die schulen die 
„neuen Freiheiten“ vor allem dazu nutzen, mit einer nach wie vor unzureichenden Mittel- und 
Personalausstattung die top-down vorgegebenen zielvereinbarungen zu erfüllen.
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Grundsätzlich positiv zu bewerten ist die Einführung einer sprach- und Leseförderung, die in 
hessen bei einem entsprechenden bedarf vor schuleintritt landesweit angeboten und zumeist 
auch genutzt wird. Leider liegen zu den Wirkungen dieser Förderung bis heute keine Evaluati-
onsergebnisse vor, so dass eine differenziertere Einschätzung des Erfolgs nicht möglich ist. 

nach Angaben des hsM konnte die schulabbrecherquote in hessen deutlich gesenkt werden. 
in diesem zusammenhang wird auf das Konzept der Mittelstufenschule verwiesen, das seit dem 
schuljahr 2011/12 umgesetzt wird und die bildungsgänge haupt- und Realschule unter einem 
Dach zusammenfasst. Letztlich soll mit dieser Reform das gegliederte schulsystem erhalten 
und weitergehende Reformen vermieden werden. Die grundlegende Kritik an der bestehenden 
struktur schulischer bildung in Deutschland und an deren katastrophalen Ergebnissen im hin-
blick auf die soziale selektion des deutschen bildungssystems wird dadurch nicht aufgehoben. 

Daneben wird auf die schub-Klassen verwiesen, mit denen schulmüde schülerinnen und schü-
ler zu einem Abschluss geführt werden sollen. schließlich sollen mit der hessenweiten strate-
gie oloV („optimierung der lokalen Vermittlungstätigkeit bei der schaffung und besetzung von 
Ausbildungsplätzen“) die Ausbildungsreife verbessert und der Übergang in eine qualifizierte be-
rufsausbildung unterstützt werden. Auch wenn die letztgenannten Einzelmaßnahmen durchaus 
positiv zu bewerten sind, sind sie doch nur Teil eines insgesamt unzulänglichen vorberuflichen 
bildungswesens, mit dem man seit 35 Jahren der Ausbildungsnot der Jugend im Übergang von 
der schule in den beruf zu begegnen sucht, ohne die Regelstrukturen reformieren zu müssen.

Das hsM unterstreicht zwar den bildungspolitischen Auftrag, den „bildungsaufstieg auch von 
sozial schwächeren zu fördern“ (hsM 2012: 82). Es verweist dabei jedoch lediglich auf das bun-
desausbildungsförderungsgesetz, wobei die Länder 35% der Finanzierungslasten tragen. Was 
jedoch fehlt, ist eine kritische bestandsaufnahme, inwieweit dieses Fördermodell heute und in 
zukunft ausreicht, eine beteiligung aller gesellschaftlichen schichten und Gruppen am bildungs-
system zu erreichen. Alle verfügbaren nationalen und international vergleichenden studien las-
sen erkennen, dass sich an der extremen sozialen selektion des deutschen bildungssystems bis 
heute nichts geändert hat. 

zwar greift das hsM den empirischen befund auf, dass die beteiligung an der Weiterbildung in 
hessen im Ländervergleich an der spitze liegt. Dass jedoch vor allem solche Gruppen unterre-
präsentiert bleiben, bei denen ein Weiterbildungsbedarf besonders hoch ist, wird nicht aufge-
griffen und kommentiert, scheint für die Landesregierung also kein Anlass für bildungspoliti-
sches handeln zu sein.

Gerade in der Erziehungs- und bildungspolitik bestehen anhaltende spannungen zwischen 
Land und Kommunen, was im sozialbericht an keiner stelle erwähnt wird: 

Die hessische Landesregierung hat mit dem „bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 
bis 10 Jahren“ (bEP) ein Fachkonzept zur Verbesserung der bildungsförderung vorgelegt, das 
nicht nur in den Erziehungswissenschaften kritische Reaktionen ausgelöst hat (scholz, burk, 
Rachner 2005). Der Erziehungs- und bildungsplan soll zugleich als ein Planungsinstrument dazu 
beitragen, die verschiedenen bildungsträger und -orte sinnvoll miteinander zu verzahnen und 
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zu vernetzen. Allerdings war das Land nicht bereit, die für eine verbesserte bildungsförderung 
notwendige Mittelausstattung sicherzustellen (hessischer Landkreistag u. a. 2007).

Darüber hinaus hat das Land hessen mit seiner Mindestverordnung von 2008 erhöhte stan-
dards (kleinere Gruppen, mehr Personal) für die Kindertagesbetreuung festgelegt, sich aber ge-
weigert, die Kommunen bei der Erfüllung dieser Anforderungen finanziell zu unterstützen. Die 
Kommunen haben dagegen beim staatsgerichtshof Klage eingereicht und dieser hat im Juni 
2012 entschieden, dass das Land nach dem in der Landesverfassung verankerten Konnexitäts-
prinzip („Wer bestellt, der bezahlt“) die Mehrkosten übernehmen müsse. Während die Kommu-
nen jährliche Mehrkosten von rund 260 Mio. € geltend machten, haben sich Mitte november 
2012 Land und Kommunen darauf geeinigt, dass sich das Land für den zeitraum 2009 bis 2013 
mit einer Gesamtpauschale in höhe von 456 Mio. € an den Mehrkosten beteiligt (vgl. Frankfurter 
Allgemeine zeitung vom 23.11.2012: s. 41).

Auch beim Ausbau der Kinderbetreuung für die unter dreijährigen Kinder stehen Land und Kom-
munen in andauerndem Konflikt. zwar haben sich bund und Länder verpflichtet, sich zu jeweils 
einem Drittel an den Ausbaukosten zu beteiligen, das Land hessen hat sich jedoch bisher nicht 
als Partner der Kommunen erwiesen, sondern mit allen Mitteln versucht, seinen finanziellen An-
teil möglichst klein zu halten. Auch bei der bemessung vorhandener bzw. noch zu schaffender 
betreuungskapazitäten liegen Land und Kommunen weit auseinander. Erst die Ankündigung 
der kommunalen spitzenverbände, dass die von bund, Ländern und Kommunen auf dem so-
genannten Krippengipfel 2007 gemeinsam vereinbarte zielmarge von 35% für die Versorgung 
mit Kindertagesbetreuungsplätzen bis Mitte 2013 nicht erreicht werden kann, hat dazu geführt, 
dass das Land weitere Mittel bereitstellen will. Allerdings wird selbst eine Versorgungsquote von 
35% im Landesdurchschnitt nicht ausreichen, den bedarf (bzw. die nachfrage) der Familien in 
städtischen ballungsgebieten abzudecken, der – wie umfragen zeigen – den Wert von 35% weit 
übersteigen wird. Wie die Kommunen mit der absehbaren Versorgungslücke und der drohen-
den Klagewelle umgehen sollen, ist eine offene Frage, bei der das Land bisher seine unterstüt-
zung versagt (hessischer städtetag 2012).

insgesamt zeigen diese kritischen Anmerkungen, dass bis heute weder das hessische Kultusmi-
nisterium noch das hessische sozialministerium ein Gesamtkonzept für eine sozial ausgewogene 
Ausgestaltung des bildungssystems in hessen entwickelt und umgesetzt haben. bezeichnender-
weise hat das Land hessen auch bis heute darauf verzichtet, eine Landesbildungsberichterstat-
tung nach dem Vorbild anderer bundesländer aufzubauen, in der über bildungslage und bil-
dungspolitik in differenzierterer Weise berichtet wird.
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5.2 Unterversorgung im Wohnungsbereich 

5.2.1 Ergebnisse des Landessozialberichts

Die hessische Landesregierung legt in mehrjährigem Abstand einen hessischen Wohnungsbe-
richt vor. Dieser bericht gibt einen Überblick über das Angebot und die nachfrage am Woh-
nungsmarkt, über die situation am Wohnungsmarkt sowie über die hessische Wohnungspolitik. 
im hessischen Landessozialbericht ist dem Thema „Wohnen“ ein Kapitel im Abschnitt „Wohl-
fahrtsdimensionen“ gewidmet, wobei nur in der dem bericht vorangestellten politischen Einlei-
tung kurz auf die Wohnungsberichterstattung hingewiesen wird. 

im Folgenden sind einige befunde des sozialberichts zum Thema Wohnen zusammengestellt:

•	 Gemäß	der	Wohnungsbestandsstatistik	 entfielen	auf	 jede	hessische	Wohnung	Ende	2010							
2,1 Einwohner, wobei jeder Person 2,2 Wohnräume zur Verfügung stehen. Die rechnerische 
Wohnfläche lag bei 44 qm pro Kopf und 92 qm pro Wohnung. 

•	 Während	die	Nachfrage	nach	Wohnraum	nach	wie	vor	steigt,	stagniert	das	Wohnraumange-
bot, da seit Mitte der 1990er Jahre immer weniger neue Wohnungen fertiggestellt wurden. Vor 
allem haushalte mit niedrigeinkommen sind davon negativ betroffen. Aber auch Teile der sog. 
Mittelschicht leben in beengten Wohnverhältnissen.

•	 Die	überwiegende	Mehrheit	der	Wohnungen	erfüllt	die	heutigen	Standards.	Es	gibt	 jedoch	
Gruppen, deren Wohnungen deutlich unterdurchschnittlich ausgestattet sind. Ein negativer 
zustand des Wohnraums wird vor allem von niedrigeinkommensbeziehern (aber auch von 
Jüngeren und von Ledigen) beklagt. Diese Gruppe ist auch am unzufriedensten mit ihrer 
Wohnsituation.

•	 Der	Bericht	geht	auch	auf	die	Versorgungssituation	spezieller	Zielgruppen	ein:	Zu	den	unzu-
friedenen Gruppen gehören insbesondere Menschen mit behinderungen sowie Migrantinnen 
und Migranten. 

•	 Die	Höhe	der	Wohnkostenbelastung	liegt	in	Hessen	mit	28%	des	Nettoeinkommens	im	Durch-
schnitt Westdeutschlands. niedrigeinkommensbezieher haben zwar niedrigere Wohnungs-
kosten, ihre durchschnittliche Wohnkostenbelastung liegt jedoch doppelt so hoch wie der 
Mittelwert aller haushalte.  

•	 Bei	der	Mietkostenbelastung	sind	erhebliche	regionale	Disparitäten	festzustellen,	da	Mieten	
und Einkommen regional variieren. insgesamt hat sich das bezahlbare Wohnungsangebot 
gerade für niedrig-einkommensbezieher drastisch verringert. Auch der Wohngeldbezug wie 
auch der bezug von Kosten der unterkunft im Rahmen von sGb ii und xii ist regional sehr un-
gleich verteilt. 

•	 Zuverlässige	Daten	zur	Obdachlosigkeit	bzw.	Wohnungslosigkeit	sind	in	Hessen	nicht	verfüg-
bar. im bericht wird nicht darauf hingewiesen, dass in anderen bundesländern (nRW) dazu 
eine Wohnungsnotfallstatistik entwickelt und erprobt wurde (vgl. z. b. MAis 2011), die auch 
auf hessen übertragbar wäre. Die LiGA der Freien Wohlfahrtspflege hat in 2011 bereits die 
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dritte stichtagserhebung zur Wohnungs-losenhilfe in hessen durchgeführt; die Daten dieser 
Erhebung stünden für entsprechende Auswertungen zur Verfügung (LiGA 2012b). 

5.2.2 Politische Ansatzpunkte und Zuständigkeiten

Über geschützten Wohnraum verfügen zu können, ist ein menschliches Grundbedürfnis. Wie 
Menschen wohnen und wie hoch ihre Wohnkosten gemessen am Einkommen sind, hat zentra-
len Einfluss auf ihre Lebensqualität und Teilhabechancen und in weiterer Folge auf die Gesell-
schaft als Ganzes. Wohnungspolitik ist daher immer auch unter verteilungs- und armutspoliti-
schen Gesichtspunkten zu sehen. umgekehrt gilt, dass Armutsprävention im Politikfeld Wohnen 
über die bekämpfung von unmittelbarer Wohnungsnot hinausgehen muss.  

Aufgabe einer sozial verantwortlichen Wohnungspolitik ist es, eine unterversorgung im Woh-
nungsbereich zu vermeiden und alle bürgerinnen und bürgern den zugang zu menschenwürdi-
gem Wohnraum zu ermöglichen. Das zentrale instrument zur Vermeidung von unterversorgungs-
lagen im Wohnungsbereich bildet die soziale Wohnraumförderung. Mit der Föderalismusreform 
von 2006 ist hier die zuständigkeit vom bund auf die Länder übertragen worden. seither sieht sich 
hessen, wie die übrigen bundesländer ebenso, mit der Aufgabe konfrontiert, ein eigenes Wohn-
raumfördergesetz zu erlassen. im Mai 2011 hat der hessische Landtag die Landesregierung aufge-
fordert, ein hessisches Gesetz zur Förderung und nutzung von Wohnraum vorzulegen. Das neue 
Gesetz soll noch in diesem Jahr verabschiedet werden und spätestens 2013 in Kraft treten. Auch 
bisher schon hat das hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung den 
Wohnungsbau (als Mietwohnungsbau wie als Wohneigentum) gefördert. 

bund und Länder fördern gemeinsam im Rahmen der städtebauförderung die stadtentwick-
lungspolitik der Kommunen, in hessen als Förderung der nachhaltigen stadtentwicklung. Vor 
allem mit dem im Jahr 1999 gestarteten Förderprogramm „stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf – soziale stadt“ sollen die Wohn- und Lebensbedingungen der bevölkerung in 
benachteiligten Quartieren verbessert werden. seit 2011 ist das Fördervolumen von bund und 
Ländern massiv zusammen gestrichen worden und in 2012 ist das Programm in „soziale stadt – 
investitionen im Quartier“ umbenannt worden.

neben der objektbezogenen Förderung im Rahmen der Wohnraumförderung stellt das Wohn-
geld das zentrale instrument einer subjektbezogenen wohnungspolitischen Förderung dar, wo-
bei das Wohngeldgesetz vom bund geregelt und von den Ländern umzusetzen ist; die Kosten 
teilen sich bund und Länder. Mit dem Wohngeld als zuschuss zu den Wohnungskosten soll die 
belastung für haushalte im niedriglohnbereich oberhalb des Grundsicherungs-/sozialhilfe-
niveaus in Grenzen gehalten werden. Aufgrund unzureichender Anpassung an die Miet- und 
Einkommensentwicklung hat dieses instrument stark an bedeutung verloren.

im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach sGb ii sowie der sozialhilfe und 
Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung nach sGb xii werden den hil-
febedürftigen die Kosten der unterkunft in höhe der tatsächlichen Aufwendungen erstattet. 
Die Kommunen tragen den Großteil dieser Kosten, wobei mit der derzeitigen Übertragung der 
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Kosten für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung auf den bund auch die un-
terkunftskosten mit übertragen werden.

Die sozialpolitischen Kernaufgaben der Kommunen im Wohnungsbereich umfassen

•	 die	Übernahme	der	Unterkunftskosten	für	Sozialhilfe-/Grundsicherungsempfänger,	
•	 die	Bereitstellung	einer	breiten	Palette	von	Hilfen	für	sog.	Wohnungsnotfälle	(um	Wohnraum	

zu sichern und geeigneten Wohnraum zu beschaffen), 
•	 die	Versorgung	der	Zielgruppen	der	sozialen	Wohnraumförderung	und	
•	 die	Förderung	benachteiligter	Quartiere.	

Vor dem hintergrund der wachsenden Anforderungen haben immer mehr Kommunen kommu-
nale Wohnungsversorgungskonzepte für die bewältigung ihrer wohnungspolitischen Aufgaben 
entwickelt.

Eine weitere wichtige Akteursgruppe der lokalen stadtentwicklung und Wohnungspolitik bil-
den die kommunalen Wohnungsunternehmen als Partner der Kommunen mit ihren Angeboten 
und Leistungen für die stabilisierung gefährdeter Quartiere und die Versorgung benachteiligter 
Gruppen. schließlich spielen bei der präventiven und kurativen bewältigung der Wohnungsnot 
wie bei der sozialen stadtentwicklung die Träger der Freien Wohlfahrtspflege eine zentrale Rolle. 
Als Partner der stadt wie der Wohnungswirtschaft erbringen sie Leistungen der Wohnraumhilfe, 
der Mieterberatung und des betreuten Wohnens für sozial benachteiligte Personen und haus-
halte und tragen somit dazu bei, die wohnungspolitischen ziele vor ort einzulösen. 

5.2.3 Politischer Handlungsbedarf im Wohnungsbereich

Wie in den übrigen Kapiteln fehlen auch im Wohnungskapitel des sozialberichts eine Darstel-
lung der Aufgaben und zuständigkeiten für Landes- und kommunalpolitisches handeln im 
Wohnungsbereich, eine Analyse der praktizierten Politik der letzten Jahren – einschließlich be-
richte zur Evaluation ausgewählter Maßnahmen und instrumente – sowie die Darstellung und 
Diskussion möglicher handlungsoptionen. Dieses kann im Rahmen der vorliegenden Expertise 
nicht in systematischer und umfassender Weise nachgeholt werden. Dies wäre eindeutig Aufga-
be des nächsten Landessozialberichts. 

Während in der situationsanalyse die Wohnungspolitik ausgeklammert bleibt, enthält auch die 
politische Einleitung kaum konkrete hinweise zur Wohnungspolitik des Landes. Daher sollen 
hier nur einige eigene Anmerkungen zur Wohnungspolitik in hessen ergänzt werden.

Der Wohnungsmarkt in hessen ist durch große regionale unterschiede in der Versorgungslage 
bzw. Wohnungsknappheit gekennzeichnet: Während ökonomisch stagnierende Regionen mit 
Wanderungsdefi-ziten durch einen Wohnraumüberschuss und wachsende Wohnungsleerstän-
de gekennzeichnet sind, ist umgekehrt in wachstumsstarken Regionen mit zuwanderungsüber-
schuss bereits in den vergangenen Jahren der Wohnraum knapp geworden. in diesen Regionen 
zeichnet sich eine weitere spaltung der Wohnungsversorgung ab: Während einkommensstarke 
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Gruppen am frei finanzierten Wohnungsmarkt  zu steigenden Preisen angemessenen Wohn-
raum finden können, droht vor allem die wohnungspolitische Versorgung einkommensschwa-
cher schichten immer schlechter zu werden.

Die spaltung des Wohnungsmarkts hat zur Folge, dass vor allem die klassischen Problemgrup-
pen des Wohnungsmarkts zu den hauptverlierern dieser Entwicklung gehören. Dazu zählen 
insbesondere haushalte mit geringem Einkommen, haushalte mit Kindern, haushalte mit 
ausländischer nationalität bzw. mit Migrationshintergrund, ältere und behinderte Menschen, 
Wohnungslose und sonstige hilfebedürftige Personen. Absehbar ist schließlich eine weitere 
zunahme der sozialen segregation in den städten, d. h. eine sozialräumliche Polarisierung der 
bevölkerung in unterschiedlichen stadtquartieren, durch die der soziale zusammenhalt in den 
städtischen Gemeinwesen zu erodieren droht. seit Jahren reicht die Mittelausstattung der sozi-
alen Wohnraumförderung nicht aus, einen ausreichenden bestand an bezahlbarem Wohnraum 
für einkommensschwache Gruppen in hessen zu sichern. Die neue Verschärfung wohnungspo-
litischer Probleme in bestimmten stadtregionen ist daher nicht nur Ergebnis des sozio-ökono-
mischen Wandels, sondern auch Resultat eines unzureichenden wohnungspolitischen Gegen-
steuerns.

seit Jahren besteht bei bund und Ländern die Tendenz, die Verantwortung für die Wohnraum-
versorgung für einkommensschwache und benachteiligte Gruppen immer stärker auf die Kom-
munen zu verlagern. Auch die Verlagerung der zuständigkeit für die soziale Wohnraumförde-
rung auf die Länder hat in hessen nicht dazu geführt, dass das Land seine Förderanstrengungen 
verstärkt hat. Die neu ins Grundgesetz eingeführte schuldenbremse für die öffentlichen haus-
halte wird diese Tendenz noch weiter verstärken. ohne flankierende unterstützung durch bund 
und Länder werden die Kommunen jedoch kaum in der Lage sein, den wachsenden wohnungs-
politischen Aufgaben gerecht zu werden.

Die von bund und Ländern im Rahmen des Programms „soziale stadt“ bereitgestellten Mittel 
haben von Anfang an nicht ausgereicht, eine flächendeckende Lösung der lokalen Probleme 
sozialräumlicher Kumulation von Armut und sozialer Ausgrenzung zu ermöglichen. Mit den 
massiven Mittelkürzungen sowie den Änderungen der Förderbedingungen seit 2011 ist nicht 
nur das Programm drastisch zurückgefahren worden (wobei hessen sogar noch schneller war 
als der bund), sondern es sind auch die im Rahmen der „hessischen Gemeinschaftsinitiative 
soziale stadt“ (hEGiss) beispielhaft entwickelten hessenweiten Austausch- und Lernprozesse 
abgewürgt worden. notwendig wäre eine Wiederaufstockung des Programms „soziale stadt“ 
zumindest auf das alte Fördervolumen und eine Rückkehr zu den alten Förderbedingungen 
(Förderung nichtinvestiver Maßnahmen, Ausgleichsmöglichkeit mit anderen Programmen etc.). 
unabhängig davon sollte das Land die Mittelkürzung des bundes mit eigenen Mitteln ausglei-
chen. zugleich sollte das Programm stärker mit weiteren Landesprogrammen verzahnt werden. 
so hat z. b. das Land bremen das Programm „soziale stadt“ von Anfang an mit einem eigenen 
Komplementärprogramm  „Wohnen in nachbarschaften“ (Win) ergänzt und seine Wirksamkeit 
dadurch enorm verstärkt.
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5.3 Unterversorgung im Gesundheits- und Pflegebereich 

5.3.1 Ergebnisse des Landessozialberichts

Das hessische sozialministerium hat im Jahr 2011 einen ersten hessischen Gesundheitsbericht 
mit dem untertitel „GesundLeben - Gesundbleiben“ vorgelegt (hsM 2011a), der eine differen-
zierte Darstellung der Gesundheitslage und Gesundheitsversorgung in hessen beinhaltet. Den-
noch wird in dieser Expertise vor allem auf das Kapitel „Gesundheit und Langzeitpflege“ des 
Landessozialberichts bezug genommen, da es hier um die Antwort auf die Frage geht, welcher 
handlungsbedarf sich aus diesem bericht ergibt.

Die Themen „Gesundheit“ und „Langzeitpflege“ werden in einem gemeinsamen Kapitel behan-
delt. Die Analyse von gesundheitlichen Problem- und Versorgungslagen ist mit besonderen Pro-
blemen konfrontiert, da das gesundheitliche Erleben und Empfinden stark subjektiv geprägt 
ist. Das hat zur Folge, dass die amtlichen Gesundheitsstatistiken nur wenig aussagekräftig sind.  
Während diese stark auf objektivierte Tatbestände wie (durch naturwissenschaftliche Krank-
heitsbilder geprägte) ärztliche Diagnosen oder die inanspruchnahme von Leistungen des Ge-
sundheitssystems abstellen, kann das Leiden an gesundheitlichen Problemen und Einschrän-
kungen stark von den ärztlichen Diagnosen abweichen. Ebenso kann ein Arztbesuch oder ein 
Klinikaufenthalt nicht mit einer gesundheitlichen Problembeseitigung gleichgesetzt werden. 
Auch für die Pflegestatistik gilt, dass sie ausschließlich die gesetzlichen Pflegebegriffe und die 
Leistungen der Pflegeversicherung abbilden. Die subjektive Pflege- und betreuungsbedürftig-
keit kann davon abweichen und geht häufig darüber hinaus. im sozialbericht werden diese Ein-
schränkungen der Datenlage nicht thematisiert. zudem werden keine weiteren untersuchun-
gen herangezogen oder entsprechende Forderungen formuliert. Gesundheitlicher hilfebedarf 
und Leistungen des Gesundheitssystems werden nicht gegenübergestellt, vielmehr werden 
Übersichten zu Krankheiten und Gesundheitsleistungen beliebig aneinander gereiht. 

im Folgenden werden zentrale befunde des sozialberichts zu beiden schwerpunkten zusam-
mengefasst.

Gesundheit

•	 Generell	werden	die	gesundheitspolitischen	Herausforderungen	 im	kommenden	 Jahrzehnt	
weiter zunehmen. Als Folge des demografischen Wandels steigt der medizinische und Pflege-
bedarf. Gleichzeitig wächst der Fachkräftemangel – insbesondere in der qualifizierten Pfle-
ge. Medizinische Versorgungslücken zeichnen sich insbesondere im ländlichen Raum ab. Die 
bedeutung von Prävention und Gesundheitsförderung nimmt immer weiter zu. Der bericht 
enthält dazu leider keine informationen.

•	 Es	fehlen	systematische	Angaben	zur	Entwicklung	von	Anzahl	und	Art	der	Erkrankungen	der	
hessischen bevölkerung. stattdessen werden Angaben zur zahl der in hessischen Krankenhäu-
sern behandelten Menschen sowie zu den am häufigsten stationär behandelten Erkrankungen 
präsentiert. berichtet wird ebenso über meldepflichtige infektionserkrankungen, impfungen, 
Demenz und gerontopsychiatrische Erkrankungen. Weder ergibt sich daraus ein Gesamtbild 
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der Erkrankungen, da wichtige Erkrankungsformen nicht thematisiert werden (z. b. psychische 
Erkrankungen), noch ist daraus ein bedarf im hinblick auf Leistungen des Gesundheitswesens 
abzuleiten.

•	 Ebenso	 wenig	 systematisch	 wie	 Krankheitsfälle	 werden	 Leistungen	 des	 Gesundheitswesens	
dargestellt. neben Angaben zu Ausgaben und beschäftigungsentwicklung in der hessischen 
Gesundheitswirtschaft finden sich zahlen zu Anzahl von Krankenhäusern und betten. Ein ange-
messener Überblick über die gesundheitliche Versorgungslage ist daraus nicht zu gewinnen.

Langzeitpflege

•	 Der	Bericht	enthält	Angaben	zur	Anzahl	der	Pflegebedürftigen	und	zum	Grad	der	Pflegebe-
dürftigkeit in hessen gemäß den Definitionen der Pflegeversicherung. Weitere Differenzierun-
gen betreffen die ambulante und stationäre Pflege sowie die regionale Verteilung der Pflege-
bedürftigkeit.

•	 Zum	 Versorgungssystem	 im	 Pflegebereich	 enthält	 der	 Bericht	 Angaben	 zu	 Einrichtungen	
(Pflegedienste und Pflegeheime) und Personal, aufgeschlüsselt nach Kreisen und kreisfreien 
städten. 

•	 Auch	zum	Pflegerisiko	wie	zur	Versorgung	im	Pflegebereich	enthält	der	Bericht	somit	nur	be-
grenzt aussagekräftige informationen. Allerdings wird die bedarfs- und Versorgungslage ge-
mäß gesetzlicher bzw. amtlicher Definition abgebildet. Welche bedarfslagen dabei ausgeblen-
det bleiben und welche Mängel in der Versorgungslage derzeit bestehen, ist dem bericht nicht 
zu entnehmen.

•	 Die	politische	Einleitung	des	Sozialministeriums	zum	Kapitel	„Gesundheit	und	Langzeitpfle-
ge“ kann  die genannten Lücken erwartungsgemäß nicht füllen. hier werden in sehr unsys-
tematischer Weise einzelne Elemente einer hessischen Gesundheitspolitik angerissen, ohne 
dass deutlich wird, welche bedarfslagen ihnen zugrunde liegen, in welches Gesamtkonzept 
sie eingebettet sind und welche Wirkungen damit erzielt werden sollen oder gar bereits erzielt 
wurden.

5.3.2 Politische Ansatzpunkte und Zuständigkeiten

Die Regulierung und steuerung des gesundheitlichen Leistungssystems ist weitgehend auf der 
bundesebene angesiedelt, wobei die Leistungen im Rahmen eines Marktmodells von autono-
men und in der Regel gewinnorientierten Anbietergruppen (Ärzte, Krankenhäuser, Pharmain-
dustrie) erbracht werden. 

Demgegenüber kommt den bundesländern und Kommunen nur eine vergleichsweise gerin-
ge Rolle zu. Während die Länder insbesondere Aufgaben in der steuerung und Überwachung 
der regionalen Versorgung mit stationären Gesundheitseinrichtungen zu erfüllen haben, haben 
die Kommunen – im Rahmen der durch Landesrecht regulierten staatlichen Gesundheitsäm-
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ter – nur ein begrenztes Aufgabenspektrum wahrzunehmen (seuchenprävention, Vorsorge-
untersuchungen, amtsärztlicher Dienst, sozialpsychiatrischer Dienst etc.). Daher sind auch die 
handlungs- und Einflussmöglichkeiten von Land und Kommunen im Gesundheitswesen sehr 
begrenzt. Allerdings können Länder und Kommunen mit eigenen Förderprogrammen weitere 
Leistungen und Dienste insbesondere im bereich der Gesundheitsprävention anbieten. sie kön-
nen schließlich durch eine Koordination der Akteure im Gesundheitswesen dazu beitragen, die 
regionale und lokale Versorgungslage zu verbessern.

Auch der Pflegebereich ist weitgehend an Land und Kommunen vorbei organisiert. Die zentrale 
Regelung und steuerung erfolgt im Rahmen der Pflegeversicherung auf bundesebene. Die Pfle-
geleistungen werden durch Marktakteure erbracht. Dem Land kommt lediglich eine Aufsichts-
funktion für die stationären Pflegeeinrichtungen zu. Die Kommunen werden mit der Planung 
und Koordinierung ambulanter Leistungen der Alten- und Pflegehilfe tätig. Wie wenig die bei-
den bereiche miteinander verbunden sind, zeigt sich schon daran, dass die Daten der Pflegever-
sicherung nicht auf der Landes- und der kommunalen Ebene verfügbar sind.

5.3.3 Politischer Handlungsbedarf im Gesundheitswesen

Wie in den übrigen Kapiteln fehlen auch im Kapitel zu „Gesundheit und Langzeitpflege“ eine 
Darstellung der Aufgaben und zuständigkeiten für Landes- und kommunalpolitisches handeln 
im Gesundheits- und Pflegebereich, eine Analyse der praktizierten Politik der letzten Jahren – 
einschließlich berichte zur Evaluation ausgewählter Maßnahmen und instrumente – sowie die 
Darstellung und Diskussion möglicher handlungsoptionen. Dieses kann im Rahmen der vor-
liegenden Expertise nicht in systematischer und umfassender Weise nachgeholt werden. Dies 
wäre eindeutig Aufgabe des nächsten Landessozialberichts. 

Während die situationsanalysen die Gesundheits- und Pflegepolitik ausklammern – mit Aus-
nahme der Aussagen zu den Einrichtungen und Ausgaben – enthält die siebenseitige politische 
Einleitung keine systematische Darstellung der Gesundheits- und Pflegepolitik des Landes, son-
dern beschränkt sich auf Anmerkungen zu einigen ausgewählten Themen.

Aus sicht des hessischen sozialministeriums zeigt die situationsanalyse, dass die gesundheit-
liche Lage in hessen besser ist als in den übrigen bundesländern, was auf die gute ärztliche Ver-
sorgung und das umfassende beratungs- und hilfeangebot in hessen zurückzuführen sei. Diese 
seien wiederum das Ergebnis der finanziellen Förderung und der planerischen hilfestellung der 
Landesregierung. in diesem zusammenhang verweist das hsM auf den „hessischen Pakt zur     
sicherstellung der gesundheitlichen Versorgung für die Jahre 2012 bis 2014“ (hsM 2011b), mit 
dem die Landesregierung auf die gesundheitspolitischen herausforderungen reagiert hat. Mit 
dem Pakt ist eine Vereinbarung aller wichtigen Akteursgruppen getroffen worden, mit der die 
gesundheitliche Versorgungslage auch in den kommenden Jahren sichergestellt werden soll. 

Der von der hessischen Landesregierung initiierte Pakt zur sicherstellung der gesundheitlichen 
Versorgung war zweifellos ein erster schritt in die richtige Richtung. notwendig ist eine besse-
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re zusammenarbeit von Kommunen, Ärzteschaft, Krankenhäusern und anderen Akteuren als 
Voraussetzung für eine gute medizinische Versorgung, nicht zuletzt auf dem Lande. zugleich 
müssen neue Formen von regionaler (ambulanter und stationärer) medizinischer Versorgung 
entwickelt werden. 

Das Land ist u. a. für die rechtliche Regelung des öffentlichen Gesundheitsdienstes zuständig. 
Der jüngst von der Landesregierung vorgelegte Gesetzentwurf wird diesen herausforderungen 
nicht gerecht. zu empfehlen wäre dafür z. b. eine Leitstelle ganzheitlicher Gesundheitsversor-
gung, die die zusammenarbeit der unterschiedlichen Akteure organisiert und strukturiert und 
so zur sicherstellung der notwendigen lokalen Versorgung in Medizin und Pflege und beim ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz beitragen könnte.

Positiv wird vom hsM auch der hessische Gesundheitsbericht hervorgehoben, in dem die ge-
sundheitliche Lage der bevölkerung hessens in differenzierter Weise dargestellt und handlungs-
empfehlungen für die Prävention und Gesundheitsförderung abgeleitet werden. Allerdings 
weist auch dieser bericht den Mangel auf, dass weder die gesundheitspolitischen bedarfslagen 
klar genug herausgearbeitet werden, noch die handlungsmöglichkeiten wie auch die prakti-
zierte Gesundheitspolitik untersucht werden.

Aus den Daten der Gesundheitsberichterstattung hat die Landesregierung ein handlungskon-
zept entlang der drei Lebensphasen „Gesund Aufwachsen“, „Gesund bleiben“ und „Gesund Al-
tern“ erarbeitet, wobei zusätzlich nach Lebenswelten und Lebensstilen zu differenzieren ist. in-
wieweit dieses Konzept tatsächlich umgesetzt worden ist und welche Ergebnisse es zeitigen 
soll und bereits gezeitigt hat, bleibt allerdings offen. in der Einleitung werden Einzelprojekte zu 
bestimmten Erkrankungsformen skizziert, eine bewertung ist allerdings nicht möglich.

Da künftig der Pflegebedarf weiter wachsen wird, haben die Verbände der Freien Wohlfahrtspfle-
ge den hessischen Landtag aufgefordert, die Pflege und betreuung von Menschen als gesamt-
gesellschaftliche herausforderung wahrzunehmen und die Einrichtung einer Enquête-Kommis-
sion zur sicherstellung der betreuung und Pflege der hessischen bevölkerung zu beschließen. 
Auf der basis einer umfassenden bestands- und bedarfserhebung sollten auf diese Weise zu-
kunftsträchtige Lösungsvorschläge und handlungsoptionen für die Landesregierung und die 
Kommunen in hessen entwickelt werden.

Ausgehend von der zunehmenden Alterung der Gesellschaft und der steigenden Lebenserwar-
tung ist es das seniorenpolitische ziel der Landesregierung, eine größtmögliche selbständigkeit 
in der Lebensführung zu erhalten oder wiederzugewinnen. Ausgehend von der zuständigkeit 
des Landes für den heimbereich wird im bericht die bedeutung und die gewandelte Rolle der 
stationären Einrichtungen betont, während die ambulante Versorgung unkommentiert bleibt. 
Leider fehlt es aber auch an klaren Aussagen zur landespolitischen strategie im bereich der       
Alten- und Pflegeheime. Die bestehende Landesförderung von Modellprojekten und Kleinein-
richtungen ist, gemessen am bedarf an neuen Wohn- und Lebensformen im Alter, völlig unzu-
reichend.
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Das im März 2012 in nachfolge des bundesheimgesetzes vom hessischen Landtag verabschie-
dete hessische betreuungs- und Pflegegesetz (hbPG) ist bereits im Vorfeld von der Freien Wohl-
fahrtspflege heftig kritisiert worden. Es ist weder vollständig, noch übersichtlich, noch verständ-
lich. zudem ist der Anwendungsbereich des Gesetzes unklar und sorgt für Verunsicherung bei 
Trägern und Einrichtungen.

Auch der hinweis im bericht, dass das Land die Altenpflege fördere, ist ohne Verweis auf die 
aktuelle und künftig weiter ansteigende Lücke an Fachpersonal im Alten- und Pflegebereich 
inhaltsleer.

insgesamt bietet das Kapitel zu „Gesundheit und Langzeitpflege“ einen sehr unzureichenden 
Überblick über gesundheitliche Risiken und landespolitische strategien zur Gesundheitsversor-
gung in hessen. Eine engere und systematischere Verzahnung mit der Gesundheitsberichter-
stattung des Landes wäre wünschenswert, wobei auch dort Lücken in der Darstellung der Ge-
sundheitspolitik vorliegen.

5.4 Situation von Familien mit Kindern / Familien- und Kinderarmut

5.4.1 Ergebnisse des Landessozialberichts

Die Lebenslage von Familien mit Kindern wird im hessischen Landessozialbericht in zwei ge-
trennten Kapiteln dargestellt. Während sich Kapitel 9 der Lage von „Familien“ insgesamt wid-
met, wird die situation von „Kindern und Jugendlichen“ in einem eigenen Kapitel 10 behandelt. 
Während dadurch Raum gewonnen wird, um auf die situation von Kindern und Jugendlichen in 
differenzierterer Weise einzugehen, drohen wichtige zusammenhänge verloren zu gehen.  

Das berichtskapitel  „Kinder und Jugendliche“ geht in sehr selektiver Weise auf die betreuungs- 
und Ausbildungssituation, auf die Lage am Arbeitsmarkt (Arbeitslosigkeit und hilfebedürftigkeit) 
sowie auf das Freizeitverhalten ein. Angaben zur soziodemografie von haushalten und Familien, 
auf deren materielle Ausstattung, die Kinderbetreuung sowie familienpolitische Maßnahmen 
finden sich im Kapitel „Familie“. Auf die Tatsache, dass das hsM in 2008 einen 5. Familienbericht 
veröffentlicht hat, wird lediglich in einer Anmerkung hingewiesen.

Aus dem bericht sind die folgenden sozialpolitisch relevanten Problemstellungen hervorzu-    
heben:

•	 Auch	in	Hessen	hält	der	Trend	in	Richtung	Singularisierung	insbesondere	in	jüngeren	und	mitt-
leren Lebensjahren an. zugleich hat sich die Lebensform Familie weiter ausdifferenziert. Die 
zahl der Eheschließungen und scheidungen ist hoch. Die zahl der Lebendgeborenen hat sich 
auf niedrigem stand eingependelt. Die materielle Lage von Familien ist dadurch gekennzeich-
net, dass Paarhaushalte ein höheres Einkommen aufweisen als haushalte von Alleinstehenden 
und Alleinerziehenden. im Kapitel „Wohlstandslage und -verteilung“ wird hierzu ergänzend 
mitgeteilt, dass die Armutsquoten bei Alleinerziehenden und bei kinderreichen Familien be-
sonders hoch sind. 
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•	 Das	Angebot	an	außerfamiliären	Betreuungseinrichtungen	ist	insbesondere	für	die	unter	Drei-
jährigen in den letzten Jahren ausgebaut worden. Die betreuungsquote für diese Gruppe ist 
mit 22% (2011) etwas höher als im westdeutschen Durchschnitt. offen ist jedoch, ob hessen 
bis Mitte 2013 die zielmarge von 35% erreichen wird. Weiterhin fehlen Angaben dazu, welche 
Kinder mit diesen Angeboten erreicht  werden und welche nicht, da bundesweite Erhebun-
gen zeigen, dass vor allem Kinder aus bildungsfernen und einkommensschwachen schichten 
sowie Kinder aus Migrantenfamilien am wenigsten erreicht werden. Ebenso fehlen informa-
tionen dazu, ob mit den vorhandenen betreuungsangeboten tatsächlich die Vereinbarkeit von 
Familie und beruf gesichert ist. schließlich fehlen auch Angaben zum Wandel der betreuung 
für schulpflichtige Kinder (Ganztagsschule statt hort), durch den ein Qualitätsverlust einge-
treten ist.

•	 Auf	den	anhaltenden	Rückgang	der	Schulanfänger/innenzahlen	wird	zwar	hingewiesen,	die	
darin angelegten chancen für eine gezieltere Förderung von Kindern aus benachteiligten Mi-
lieus wird jedoch nicht angesprochen. Auch die Verteilung der schülerinnen und schüler auf 
schulabschlüsse und die zeitliche Entwicklung dieser Anteile bleibt weitgehend unkommen-
tiert. Vor allem fehlen hier Angaben darüber, wie sich Kinder aus verschiedenen schichten und 
Milieus auf diese Abschlüsse verteilen und worauf dies zurück zu führen ist.

•	 Der	Anteil	von	Jüngeren	(15	bis	unter	25	Jahren)	unter	den	Arbeitslosen	ist	zwar	in	Hessen	(wie	
in Westdeutschland) niedrig, allerdings nehmen viele Jugendliche, die beim Übergang von 
der schule in den beruf gescheitert sind, an sonder- und notmaßnahmen teil (und tauchen 
deshalb nicht in der Arbeitslosenstatistik auf ), die ihnen kaum Perspektiven bieten. 

•	 Die	regionalen	Unterschiede	in	Bezug	auf	Arbeitslosigkeit	und	Hilfebedürftigkeit	nach	SGB	II	
von Jüngeren werden zwar dargestellt, aber nicht weiter diskutiert. Dass die Aktivierungsquo-
te von Jüngeren seit Jahren rückläufig ist, signalisiert, dass die Eingliederungsangebote der 
Jobcenter zurückgefahren statt bedarfsgerecht ausgebaut wurden.

5.4.2 Politische Ansatzpunkte und Zuständigkeiten

Die Lebenslage von Familien sowie Kindern und Jugendlichen liegt im schnittfeld nahezu aller 
handlungsfelder der sozialpolitik im weiteren sinne (Arbeitsmarktpolitik, Einkommenspolitik, 
bildungspolitik, Familienpolitik, Kinder- und Jugendhilfepolitik etc.). zugleich ist eine große zahl 
von Akteursgruppen an der bereitstellung von familien-, kinder- und jugendpolitischen Leistun-
gen und hilfen beteiligt. 

zum einen geht es um die Teilhabemöglichkeit im beschäftigungssystem und damit um die 
chance, dass die Familienmitglieder die zur bestreitung des Lebensunterhalts notwendigen 
Ressourcen eigenständig verdienen und zugleich Familie und Erwerbstätigkeit miteinander ver-
einbaren können. Dafür zuständig ist zum einen die Arbeitsmarktpolitik, die vom bund reguliert 
und durch die bundesagentur für Arbeit nach sGb iii sowie die Jobcenter nach sGb ii umgesetzt 
wird. zuständig sind aber ebenso die Arbeitgeber und Gewerkschaften, die als sozialpartner zu 
einer familienfreundlichen Gestaltung von Arbeitsbedingungen beitragen müssen. Verantwort-
lich sind schließlich die Kommunen, bei denen nach sGb Viii die Kompetenz für eine bedarfs-
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gerecht ausgestaltete Kinderbetreuung liegt, eine Aufgabe, die sie jedoch – angesichts einer 
chronischen unterfinanzierung – ohne unterstützung durch bund und Länder nicht erfüllen 
können. 

im Rahmen des Familienleistungsausgleichs werden monetäre Transferleistungen unterschied-
lichster Art für Familien bereitgestellt. Dabei handelt es sich um Leistungen als bestandteil der 
sozialversicherungssysteme (kostenlose Mitversicherung von Ehepartnerinnen und Kindern in 
der GKV, hinterbliebenenabsicherung in der GRV etc.), um kinderkostenbezogene Leistungen 
(insbesondere Kindergeld, Kinderfreibetrag, Kinderzuschlag), erziehungsbezogene Leistungen 
(wie Elterngeld), ehebezogene Leistungen (wie Ehegattensplitting) sowie Leistungen im Rah-
men der sozialen Mindestsicherung (Regelleistungen für Kinder in sGb ii und xii). hinzu kom-
men weitere Transferleistungen wie Wohngeld, Ausbildungsförderung etc., die ebenfalls auf die 
Lage in haushalt und Familie bezug nehmen. Diese Leistungen liegen in der zuständigkeit des 
bundes und können regional – auf Landes- und kommunaler Ebene – nur bedingt ergänzt und 
aufgestockt werden.

im bereich der bildungspolitik, der Wohnungspolitik, der Förderung der sozialen Teilhabe etc. 
sind die handlungsmöglichkeiten des Landes und der Kommunen sehr viel breiter. Auch in der 
Gesundheits- und Pflegepolitik bestehen Gestaltungsspielräume. Vor allem die bereitstellung 
von Leistungen und hilfen nach dem sGb Viii und xii liegt in der handlungskompetenz des Lan-
des, was die Regelung der Ausführungsgesetze betrifft und der Kommunen, was die konkreten 
hilfen vor ort betrifft. 

5.4.3 Politischer Handlungsbedarf in der Familienpolitik

Das Kapitel „Familie“ ist eines der wenigen, in denen die situationsanalyse auf die Politik – in die-
sem Fall auf die Familienpolitik – eingeht. Allerdings beschränkt sich die Darstellung auf einige 
Datenangaben zum bezug von Elterngeld sowie zu den Ausgaben für Erziehungshilfen sowie 
Einzelhilfen, Gruppenhilfen und Einrichtungen nach sGb Viii. Da diese Angaben nicht systema-
tisch eingeordnet werden oder zu irgendwie gearteten bedarfsaussagen in beziehung gesetzt 
werden, sind sie jedoch nicht interpretierbar. 

in den politischen Einleitungen hat das hsM auf die „Familienpolitische offensive“ hingewiesen, 
mit der handlungsvorschläge und initiativen zugunsten von mehr Familien- und Kinderfreund-
lichkeit entwickelt und umgesetzt werden sollten. Die Auflistung von Einzelprojekten, die das 
Land fördert, scheint aber eher einem Gießkannenprinzip zugrunde zu liegen als einem strate-
gisch angelegten Gesamtkonzept. 

Vor allem wird nicht erkennbar, dass Familien aus benachteiligten Milieus in besonderer Weise 
gefördert und unterstützt werden sollen. Auch zum Thema „Familien- und Kinderarmut“, das ja 
allein im Kapitel zu „Wohlstandslage und -verteilung“ auftaucht, fehlen Ausführungen oder gar 
landespolitische ziele und handlungskonzepte.
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schließlich fehlen auch hinweise, wie die zusammenarbeit zwischen Land und Kommunen aus-
sieht, da sich die umsetzung von familienpolitischen Leitvorstellungen nur auf der lokalen Ebe-
ne in Abstimmung und Kooperation mit den Kommunen verwirklichen lassen.

Das Land beteiligt sich zwar an den investitions- und betriebskosten des Ausbaus von Kinder-
betreuungseinrichtungen im u3-bereich. Dennoch ist nach Angaben der Kommunen absehbar, 
dass der Rechtsanspruch auf einen betreuungsplatz bis Mitte 2013 nicht eingelöst werden kann. 
Das gilt sowohl für den von bund, Ländern und Kommunen gemeinsam vereinbarten standard-
deckungsgrad von 35% als auch für den zusatzbedarf, der in vielen Kommunen heute bereits 
absehbar ist.

Darüber hinaus werden vom Land die Kosten für das letzte Kindergartenjahr übernommen, das 
den Familien kostenfrei angeboten wird. ob dadurch die heute bei bestimmten bevölkerungs-
gruppen bestehenden zugangsbarrieren zu diesen Angeboten verringert oder gar beseitigt 
werden, ist mehr als fraglich. sehr viel dringlicher wäre es, diese Familien und Kinder für das 
Förder- und betreuungsangebot gezielter anzusprechen und einzubeziehen.

Grundsätzlich sind Landesprogramme zur Vermeidung und/oder Überwindung von beeinträch-
tigungen der Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen aus benachteiligten Milieus zu 
begrüßen. sind doch die für diese selbstverwaltungsaufgaben zuständigen Kommunen ten-
denziell überfordert, den wachsenden hilfebedarf in einer immer mehr durch soziale spaltung 
und Ausgrenzung gekennzeichneten Gesellschaft abzudecken, wenn sie nicht durch das jewei-
lige bundesland fachlich und finanziell unterstützt werden. statt einen Wildwuchs an eigenen 
Programmen an den Kommunen vorbei zu entwickeln, sollte sich das Land mit den Kommunen 
abstimmen in der Frage, wie diese unterstützung konkret ausgestaltet werden kann. 

so ist die Förderung von Familienzentren durch das Land hessen nach dem Vorbild anderer 
bundesländer positiv hervorzuheben, mit denen Familien und Kinder mit einem bündel von 
beratungs-, betreuungs-, bildungs- und informationsangeboten sozialraumbezogen gefördert 
und unterstützt werden. Allerdings ist das Fördervolumen für solche Modellmaßnahmen bisher 
noch bescheiden. zudem ist auch hier auf die grundsätzliche Problematik hinzuweisen, dass 
eine gemeinsame Regelförderung eines solchen Ansatzes durch Land und Kommunen notwen-
diger und sinnvoll wäre.

Grundsätzlich brauchen Kinder und Familien aus benachteiligten Milieus eine Förderung, die 
bereits vor der Geburt des Kindes einsetzt („frühe hilfen“) und alle Entwicklungsphasen des 
Kindes und Jugend-lichen begleitet. Die Angebote müssen stärker als bisher in sogenannten 
Präventions- und interventionsketten verzahnt und vernetzt werden. Vieles spricht dafür, solche 
Präventionsketten an den Altersphasen der Kinder und Jugendlichen auszurichten (Monheimer 
Modell). Auch hierbei sind die Kommunen auf die fachliche und finanzielle unterstützung des 
Landes angewiesen.

Parallel geht es darum, die Eltern in ihren erzieherischen Kompetenzen zu stärken. Ein solches 
hilfe- und unterstützungssystem ist auf lokaler Ebene von den Kommunen zu planen und zu 
koordinieren, bedarf jedoch der fachlichen und finanziellen unterstützung durch das Land. 
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schließlich sind bestimmte Familien- und Lebensformen wie Alleinerziehende in besonderem 
Maße auf unterstützung angewiesen, wie das hohe und lang anhaltende Armutsrisiko in sol-
chen haushalten signalisiert. Es ist daher kaum nachvollziehbar, dass das Land gerade die ar-
beitsmarktpolitischen Förderprogramme für diese zielgruppe massiv zusammengestrichen hat

Die Vermeidung bzw. Überwindung von Teilhabedefiziten im bildungs- und Ausbildungssystem 
wie am Arbeitsmarkt wird bisher vom Land durch eine Reihe von sonderprogrammen gefördert 
(im Ausbildungs- und beschäftigungsbereich zumeist mit Mitteln aus dem Europäischen sozial-
fonds (EsF)). Auch hier ist zu fragen, ob im Falle der schule nicht schon seit Jahren ein bedarfs-
gerechter umbau der regelhaften schulischen Förder- und Lernkonzepte angebracht gewesen 
wäre, statt mit immer wieder neu aufgelegten Modellfördermaßnahmen unter wechselnden Ti-
teln die gleiche Misere zu verwalten. Die Erfolge dieser Politik sind bisher mehr als bescheiden. 
Vergleichbares gilt für den Ausbildungsbereich, in dem seit 35 Jahren immer wieder neue son-
der- und notmaßnahmen die Ausbildungs- und berufsnot der Jugend vermindern sollen.

5.5 Situation von Senioren / Altersarmut

5.5.1 Ergebnisse des Landessozialberichts

Grundsätzlich gilt, dass die objektive Lebenssituation älterer Menschen durch die Ausstattungs- 
und Versorgungslage in den verschiedenen Ressourcen- und Lebensbereichen bestimmt wird. 
Diese müssen daher einzeln wie auch in ihrer Wechselwirkung betrachtet werden. Vor diesem 
hintergrund wird die Lebenslage älterer Menschen im vorliegenden bericht nur in sehr einge-
schränkter Weise dargestellt. Der bericht beschränkt sich darauf, ausgehend von einer Übersicht 
über die demografische Entwicklung in hessen, neben einem knappen Exkurs zur gesundheitli-
chen Lage nahezu ausschließlich auf die Darstellung der materiellen situation älterer Menschen 
in hessen.

•	 Auch	in	Hessen	wächst	der	Anteil	der	älteren	Bevölkerung	bei	stagnierender	Gesamtbevölke-
rung, und diese Entwicklung wird sich in den beiden kommenden Jahrzehnten beschleunigt 
fortsetzen. Die Lebenslage älterer Menschen wird daher schon von ihrer zahlenmäßigen be-
deutung her immer wichtiger für die Lage der Gesamtbevölkerung in hessen. Mit dem demo-
grafischen Wandel zeichnet sich eine zunehmende heterogenisierung von Lebensbedingun-
gen und Lebenslagen im Alter ab, worauf der bericht leider nicht eingeht.

•	 Auffallend	ist,	dass	ältere	Menschen	in	Hessen	ihre	Gesundheitssituation	schlechter	beurteilen	
als im bundesgebiet. sie fühlen sich zudem stärker in ihrem Alltag eingeschränkt, dies gilt vor 
allem für ältere Frauen in hessen. Worauf dies zurückzuführen ist, wird nicht thematisiert.

•	 Rentner/innenhaushalte	in	Hessen	verfügten	in	2008	laut	der	Einkommens-	und	Verbrauchs-
stichprobe (EVs) im Durchschnitt über ein leicht höheres haushaltsnettoeinkommen als in 
Westdeutschland, was vor allem auf höhere Einkommen aus Vermögen zurückzuführen war. 
Ein höherer Anteil der Rentner- wie Pensionärshaushalte verfügte über höhere haushaltsein-
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kommen, während niedrige haushaltseinkommen in der EVs nur unzureichend erfasst waren 
und entsprechende Angaben daher nicht interpretierbar sind. 

•	 Nach	wie	vor	bilden	Renten	die	Haupteinnahmequelle	für	Haushalte	älterer	Menschen	in	Hes-
sen, dies gilt insbesondere für haushalte mit niedrigem haushaltseinkommen. Als Folge des 
sinkenden Rentenniveaus einerseits sowie der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit und der 
zunahme prekärer beschäftigungsformen andererseits sinken die Renten der neuzugänge in 
die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV), insbesondere für Männer. Da bei Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit das Armutsrisiko besonders hoch ist, ist von bedeutung, dass 
deren Anteil bei den Rentenneuzugängen in hessen stark steigt. betrachtet man die situation 
der Rentnerinnen und Rentner, lagen ihre Gesamtzahlbeträge in hessen leicht niedriger als in 
Gesamtdeutschland, bei erheblichen regionalen unterschieden.

•	 Am	offensichtlichsten	ist	die	materielle	Lage	der	Rentner/innenhaushalte	in	Hessen	aus	der	Ar-
mutsquote ablesbar: Diese hat sich zwischen 2005 und 2010 leicht verringert und dem west-
deutschen Durchschnitt angeglichen. Dagegen lag der Anteil der bezieher/innen von Leistun-
gen der Grundsicherung im Alter höher als im westdeutschen Durchschnitt. Kombiniert man 
die betrachtung von Einkommens- und Vermögensarmut auf basis der EVs, ist die Armut in 
hessen wie im bund geringfügig niedriger als die Einkommensarmut.

Die im sozialbericht präsentierten befunde liefern kein einheitliches bild; erkennbar wird je-
doch, dass die durchschnittlich vergleichsweise niedrigen Renten in hessen durchschnittlich 
durch höhere Vermögenseinkommen im Alter aufgestockt werden. Liegen solche Einkommen 
nicht vor, ist ein erhöhtes Armuts-risiko anzunehmen. inwieweit die sinkende Armutsquote im 
Alter für hessen tatsächlich die reale Entwicklung abbildet, ist angesichts der problematischen 
Datenlage mit einem Fragezeichen verbunden.  

Leider geht der bericht an keiner stelle auf die absehbare Entwicklung des Armutsrisikos im Al-
ter in Deutschland und in hessen ein. Auch die derzeit vorliegenden Daten werden nicht weiter 
analysiert und kommentiert. Daneben geht der bericht nicht auf die Auswirkungen einer niedri-
gen Einkommenslage für Rentner/innenhaushalte (wie auch für andere haushaltsgruppen) ein. 
schließlich werden Ansatzpunkte und handlungsoptionen für eine Präventionspolitik gegen 
Altersarmut nicht behandelt. Was in der politischen Einleitung dazu zu lesen ist, bleibt wenig 
systematisch und geht am Kern der sache vorbei. 

5.5.2 Politische Ansatzpunkte und Zuständigkeiten

Die sozialstaatliche Gestaltung der Lebensbedingungen und Lebenslagen älterer Menschen 
resultiert aus dem zusammenwirken sehr unterschiedlicher sozialpolitischer bereiche wie Ein-
kommens-, Arbeitsmarkt-, bildungs-, Wohnungs-, Gesundheits- und Pflegepolitik. Die sozialpo-
litischen interventionen umfassen rechtliche interventionen, die Gewährung monetärer Trans-
ferleistungen sowie die bereitstellung von sach- und Dienstleistungen. 
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hauptansatzpunkte für eine Armutsprävention für ältere Menschen liegen vor allem bei den 
nationalen sozialen sicherungssystemen, vor allem bei der Ausgestaltung der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung wie der Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung. hier 
steht vor allem der bund in der sozialstaatlichen Pflicht, wobei die Länder über den bundesrat 
bei der Regelung der sozialhilfe-/Grund-sicherungsleistungen erheblichen Einfluss besitzen. 

Ein erheblicher Einfluss auf die Lebenslage älterer Menschen kommt aber auch den handlungs-
feldern einer Lebenslagenpolitik zu. und hier tragen die Länder und die Kommunen eine vorran-
gige Gestaltungsverantwortung. Das gilt etwa im hinblick auf die Gesundheits-, die Pflege- und 
die Wohnungspolitik. schließlich sind die Kommunen Träger der offenen Altenhilfe auf lokaler 
Ebene; sie sind somit maßgeblich dafür verantwortlich, inwieweit es gelingt, eine Teilhabe älterer 
Menschen am gesellschaftlichen Leben in den städten und Gemeinden wie im Quartier zu er-
reichen.

5.5.3 Politischer Handlungsbedarf in der Seniorenpolitik

Wie in den übrigen Kapiteln fehlen auch im Kapitel zu „Älteren“ eine Darstellung der Aufgaben 
und zuständigkeiten für Landes- und kommunalpolitisches handeln, eine Analyse der praktizier-
ten Politik der letzten Jahren – einschließlich berichte zur Evaluation ausgewählter Maßnehmen 
und instrumente – sowie die Darstellung und Diskussion möglicher handlungsoptionen. Dieses 
kann im Rahmen der vorliegenden Expertise nicht in systematischer und umfassender Weise 
nachgeholt werden. Dies wäre eindeutig Aufgabe des nächsten Landessozialberichts.  

Während die situationsanalysen die Altenpolitik im weiteren sinne ausklammern, enthält die 
viereinhalbseitige politische Einleitung keine systematische Darstellung der Altenpolitik des 
Landes, sondern beschränkt sich auf Anmerkungen zu einigen ausgewählten Themen.

Das hessische sozialministerium (hsM) hat im herbst 2011 eine „seniorenpolitische initiative“ 
gestartet, mit der die herausforderungen einer alternden Gesellschaft untersucht, neue ziele 
entwickelt und neue Ansätze aufgezeigt werden sollen. Ausgehend von Dialogforen mit Exper-
tinnen und Experten sollen neue handlungskonzepte entwickelt werden. Leider werden dazu 
keine klaren ziele und Programme bzw. Maßnahmen benannt, anhand derer die Landespolitik 
in zukunft gemessen werden könnte.

Die Landesregierung begrüßt das bürgerschaftliche Engagement von seniorinnen und senioren, 
ohne allerdings anzugeben, ob und wie sie dieses fördert. Angesprochen werden dabei vor allem 
die aktiven Alten als stütze der Gesellschaft. Keine Überlegungen wert sind dem hsM benach-
teiligte Gruppen von Älteren, die der vorrangigen unterstützung bedürfen, um am gesellschaft-
lichen Leben teilhaben zu können.

Das hsM begrüßt ebenso den hohen Anteil der älteren Menschen, die ihren Lebensunterhalt 
eigenständig bestreiten können. Der Verweis auf den niedrigen Anteil von bezieherinnen und 
beziehern von Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter Erwerbsminderung unterschlägt 
allerdings, dass nach wie vor viele Anspruchsberechtigte auf Leistungen verzichten. zwar will 
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das hsM den zugang zu bildung, beschäftigung und Leistungen der sozialen sicherung verbes-
sern, das Ministerium verschweigt jedoch, wie es dies einlösen will.

Die Förderung des Lebens im gewohnten Wohn- und Lebensraum entspricht dem fachlichen 
standard. Dazu sollen Wohnberatungsstellen sowie ein seniorengerechtes Wohnumfeld beitra-
gen. ob dazu eine Förderung von speziellen seniorenbegegnungsstätten beiträgt, ist zu be-
zweifeln, befördern diese doch gerade nicht die integration in das gesellschaftliche Leben. 

Dass das Land neben stationären Einrichtungen auch Tages- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen 
fördert, erscheint sinnvoll. Gleiches gilt für die Ausbildung von Pflegekräften. 

Auch wenn sich heute die Altersarmut zahlenmäßig noch in Grenzen hält, ist hier eine dramati-
sche Problemverschärfung im kommenden Jahrzehnt zu erwarten. Gefordert ist daher ein Aus-
bau nicht nur der materiellen hilfen in der GRV und der Grundsicherung im Alter, sondern auch 
ein Ausbau der lokalen hilfesysteme. immer wichtiger wird die Verbesserung der Teilhabechan-
cen für solche Gruppen älterer Menschen, die durch materielle, gesundheitliche und sonstige 
beeinträchtigungen daran gehindert sind, am gesamtgesellschaftlichen Leben teilzunehmen.

Die Landesregierung fördert zwar im Rahmen ihrer seniorenpolitischen initiative eine große 
zahl von Modellprojekten, ohne dass daraus jedoch eine klare seniorenpolitische strategie zu 
erkennen ist. Vor allem fehlt es an einem regelhaften hilfesystem, das den veränderten Anfor-
derungen der kommenden Jahre gerecht wird und insbesondere sozialraumbezogene und 
aufsuchende hilfen umfasst. im bundesgebiet wie in hessen fehlt eine ausreichende zahl an 
Fachkräften für die Alten- und Pflegehilfe. hier rächt sich, dass in den letzten Jahren in hessen 
die Förderung der Altenpflegeschulen abgebaut wurde und darüber hinaus versäumt wurde, 
Arbeitsbedingungen und Ansehen dieses berufs zu verbessern.
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Mit dem ersten Landessozialbericht hat die hessische Landesregierung einen bericht vorge-
legt, der die Ebene der Politik weitgehend ausblendet. Der vom hessischen Landtag formulierte 
Auftrag an die Landesregierung, eine handlungsorientierte berichterstattung zu erarbeiten, ist 
somit nicht eingelöst worden. Der entscheidende schritt, aus den empirischen befunden fak-
tische handlungsempfehlungen abzuleiten, die als Grundlage für zielvereinbarungen dienen 
sollen, ist mit dem vorliegenden bericht nicht umgesetzt worden. insofern fehlt dem bericht die 
entscheidende Verknüpfung zur Politik. Erst das Aufzeigen von handlungsoptionen und -emp-
fehlungen allgemeiner und bereichsspezifischer Art könnten die Grundlage für ein rationales 
politisches handeln darstellen und zu einem höheren Maß an Transparenz und Überprüfbarkeit 
des sozialpolitischen handelns im weiteren sinne beitragen.

Welche Anforderungen lassen sich aus dem insofern unvollständigen Bericht für die Landesso-
zialpolitik ableiten? hier sollen nicht noch einmal die in den vorangehenden Kapiteln formulier-
ten inhaltlichen Mängel und Defizite wiederholt werden. Vielmehr sollen übergreifende Aufgaben 
und Anforderungen formuliert werden:

Die künftigen Landesozialberichte sollten mit den bereits vorliegenden berichten zum Woh-
nungsbereich, zum Gesundheitsbereich, zum Thema Familie und zur berufsbildung in hessen 
sowie mit den bestehenden Monitoring-systemen zu integration und Pflege systematisch ver-
knüpft werden. Dabei sollten die aktuelle Lage sowie die Gestaltungsmöglichkeit der Lebens-
lage sozialer Gruppen im Vordergrund stehen.

Für wichtige Landesprogramme sollte von Anfang an eine Evaluation vorgesehen werden. 
schon bei Verabschiedung sollten klar definierte ziele formuliert und ein Auftrag zur Wirkungs-
forschung mit aufgenommen werden. Auf dieser basis lassen sich die Erfolge landespolitischen 
handelns zeitnah überprüfen und gegebenenfalls Änderungen bei den zielen und/oder Pro-
grammen herbeiführen.

im komplexen Mehrebenen-system der deutschen sozialpolitik sollten Aufgaben und zustän-
digkeiten des Landes sowie der Kommunen klarer herausgearbeitet werden. Erst auf dieser 
Grundlage lassen sich Verantwortung und Erfolg oder Versagen der Landespolitik eindeutiger 
identifizieren. 

Trotz des begrenzten eigenen handlungsrahmens des Landes in der sozialpolitik kommt ihm eine 
zentrale Koordinations- und steuerungsfunktion auf der regionalen Ebene und gegenüber den 
Kommunen zu. Gerade im bereich der Lebenslagenpolitik sind primär die Kommunen gefordert, 
eine bedarfsgerechte Planung und Abstimmung des Gemenges sozialer hilfen entsprechend den 
örtlichen Problemlagen sicherzustellen. Die Aufgabe des jeweiligen bundeslandes liegt dagegen 
zum einen darin, gemeinsam mit den beteiligten Akteursgruppen überregionale standards zu ver-
einbaren, die für das örtliche handeln maßgeblich sein sollen. zum anderen geht es darum, die 
Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben fachlich und finanziell zu unterstützen. 
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Die hessische Landesregierung hat nicht nur mit der Kommunalisierung sozialer Aufgaben und 
Programme die erstgenannte Aufgabe in Frage gestellt, wobei die den Kommunen zur Verfü-
gung gestellten Mittel seitdem nicht bedarfsgerecht fortgeschrieben worden sind. zugleich hat 
sie bisher auf eine enge Kooperation und Abstimmung zwischen der Landes- und der kommu-
nalen Ebene unter Einbeziehung der weiteren Akteursgruppen wie insbesondere den Verbän-
den der Freien Wohlfahrtspflege verzichtet. 

Wünschenswert wäre es, wenn die Landesregierung den vorliegenden sozialbericht zur Grund-
lage einer serie von Fachkonferenzen machen würde, in denen die verschiedenen Ressourcen- 
und Lebenslagenfelder ebenso wie die Lebens- und Versorgungslage ausgewählter Gruppen 
unter beteiligung aller Landesakteursgruppen unter wissenschaftlicher begleitung beraten wer-
den sollten. Als Ergebnis dieser Konferenzserie sollten von der wissenschaftlichen begleitung 
handlungsempfehlungen erstellt und dem hessischen Landtag vorgelegt werden. 

Der hessische Landtag sollte die beratungsergebnisse als Grundlage für die beratung und Ent-
scheidung über ein Landesarmutsprogramm aufgreifen und die Landesregierung mit der um-
setzung des Programms beauftragen. Die Ergebnisse der Programmumsetzung sollten mit ei-
nem sozialmonitoring erfasst und dokumentiert werden. Ähnliche Prozesse haben bereits auf 
kommunaler Ebene stattgefunden (vgl. z. b. den Prozess der Erarbeitung eines handlungspro-
gramms im Landkreis Darmstadt-Dieburg hanesch 2012) und finden derzeit in Rheinland-Pfalz 
mit der Erarbeitung eines Landesaktionsplans „charta gegen Armut“ statt.
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